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In der Bundesrepublik wächst bei den Gewerkschaften wie auch bei allen, die
"in einer Demokratie leben wollen, in der Frieden und Freiheit gesichert sind,
die Besorgnis über das Anwachsen der NPD-Slimmen bei den Landtagswahlen
In Baden-Württemberg erreichte die neonazistische NPD fast 10 Prozent det
Wählerstimmen und damit einen prozentualen Anteil, der etwa dem entspricht,
den die NSDAP 1930, drei Jahre vor ihrer „Machtergreifung", für sich verbuchen
konnte. Seit langem schon fordert der Deutsche Gewerkschaftsbund die Regie-
rung auf, die NPD aufzulösen bzw. zu verbieten. Aber die Bundesregierung
macht keine Anstalten, dieser Forderung nachzukommen, sondern versucht im
Gegenteil, die Wahlerfolge der NPD zu verharmlosen.

Nun gibt es keine Zweifel, daß allein mit dem Verbot der NPD der. Neonazismus
in der Bundesrepublik nicht beseitigt werden kann, denn er ist das Ergebnis
einer fast zwanzigjährigen Herrschaft der CDU/CSU. Um den Neonazismus
zurückzudrängen, muß man gleichzeitig mit der unrealistischen Politik der Bun-
desregierung Schluß machen. Die Forderung nach Revision der durch den Hitler-

Krieg entstandenen Grenzen, das Drän-
gen nach Atomwaffen und damit das
Streben nach einer europäischen Groß-
machtrolle, die Praxis des zur Staats-
doktrin erhobenen Anlikommunismus
und die Verabschiedung der Notstands-
gesetze sind der Boden, auf dem der
Neonazismus wächst.

Die Regierung wird die NPD wahr-
scheinlich nicht verbieten, denn sie
spielt in der Bonner Politik ihre be-
sondere Rolle. Die Schlüsselpositionen
in Staat und Wirtschaft sind von alten

Nazis besetzt, angefangen bei Bundeskanzler Kiesinger, der seinen nazistischen
Auftraggebern bis zum letzten Tage des Regimes diente, bis zu den ehemaligen
Nazis und Wehrwirtschaitsführern wie Abs, Quandt, Westrik, Blessing, um nur
einige zu nennen. Sie alle brauchen die NPD nicht zuletzt, um sich von ihr for-
mell distanzieren zu können und damit in der Öffentlichkeit den Eindruck zu
erwecken, als haben sie mit ihrer nazistischen Vergangenheit Schluß gemacht.
Aber in erster Linie braucht das Großkapital, das einst Hitler finanzierte, die
NPD als „Reservepartei" für den Fall, daß die CDUICSU ihre Zugkraft verliert
und als Herrschaftsinstrument untauglich wird.

Es wird immer notwendiger, daß die Gegner einer neuen nazistischen „Ära“
nicht nur das Verbot der NPD fordern, sondern durch energische Aktionen das
Anwachsen der NPD stoppen. In München hat sich die „Demokratische Aktion
gegen Neonazismus und Restauration“ gebildet, die getragen wird von den
Gewerkschaften und anderen demokratischen Organisationen, unter Zustimmung
vieler bekannter Persönlichkeiten. Die Demokratische Aktion will zusammen
mit den Vertretern der Gewerkschaften, der SPD, der FDP und der Außerparla-
mentarischen Opposition ein Bündnis aller aufrechten Demokraten gegen den
Neonazismus schaffen. Mit einem großen antifaschistischen Europatrefien am
22. und 23. Juni in München will die Demokratische Aktion in der Öffentlichkeit
ihren Willen zum Widerstand demonstrieren. Sie sollte dabei die volle, tat-
kräftige Unterstützung der Gewerkschaften finden. sr
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In den USA reißt die Kette politischer
Morde nicht ab. Der Mordanschlag auf
Präsidentschaftskandidat Robert Ken-
nedy ist der vierte in einer Reihe poli-
tischer Attentate, die mit dem Mord
an dem Präsidenten John F. Kennedy
begann und mit den Anschlägen auf
den Bürgerrechtskämpfer Evers und
den Negerführer Martin Luther King
fortgesetzt wurde.

Es wird nun niemand mehr behaupten
können, es handle sich bei den Atten-
tätern um „verrückte Einzelgänger".
Vielmehr handelt es sich um eine Ver-
schwörung gegen Persönlichkeiten, die
sich bemühten, in der verrotteten US-
Gesellschaft politische und soziale Ge-
rechtigkeit wiederherzustellen.

Von der Brutalität, mit der die John-
son - Administration ihren Krieg in
Vietnam führt, weist ein gerader Weg
zu den politischen Morden, mit denen
die reaktionären herrschenden Schich-
ten in Amerika sich ihrer Gegner ent-
ledigen. okulus



Der Antinofstandsbeschluß gilt weiter!

Aufgaben des DGB nach Annahme der Notsfandsverfassung
Bündnis zwischen Arbeitern und Intellektuellen stärken

Mit 384 gegen 100 Stimmen, bei einer Stimmenthaltung, hat der Bundestag die
Notstandsgesetze angenommen. Mit diesem Beschluß setzte sich der Bundestag
über die grundsätzliche Ablehnung des Deutschen Gewerkschaftsbundes und des
Kuratoriums „Notstand der Demokratie" hinweg. Die Demonstrationen und
Streiks in den Tagen vor dieser Abstimmung, und nicht zuletzt die machtvolle
Kundgebung der Notstandsgegner am 11. Mai in Bonn, sind ein Beweis dafür,
daß sich die Abgeordneten und die Bundesregierung mit ihrer Entscheidung in
Widerspruch gesetzt haben zur Mehrheit des politisch aktiven Teiles unseres
Volkes.

Konnten die Gewerkschaften und die
Außerparlamentarische Opposition die
Annahme der Notstandsgesetze nicht
verhindern, ist es doch zweifellos ihr
Verdienst, die Öffentlichkeit gegen die
Notstandsgesetze mobilisiert und auf­
geklärt zu haben. Die Arbeitnehmer
wissen jetzt um die Gefahren, die sich
für die Koalitionsfreiheit und das
Streikrecht, für das Recht der freien
Berufswahl und des Arbeitsplatzwech­
sels aus diesen Gesetzen ergeben.

Es ist gewiß nicht überflüssig, sich im
Hinblick auf das, was nun nach der
Verabschiedung der Notstandsgesetze
getan werden muß, Gedanken zu ma­
chen, ob die Gewerkschaften alle ge­
werkschaftspolitischen Möglichkeiten
ausgeschöpfl haben, um diese gegen
die demokratischen Freiheiten gerich­
teten Gesetze zu verhindern. Während
die Bundesregierung und die Not­
standsverfechter die Durchsetzung der
Notstandsgesetze immer intensiver be­
trieben, haben die Mitglieder der Ge­
werkschaften erwartet, daß auch ihre
Organisationen entschiedener, und vor
allem im Bündnis mit der Außerparla­
mentarischen Opposition, den Kampf
gegen die Gesetze führen würden.
Zwar blieb das „Nein" zur Notstands­
verfassung und wurde noch wenige
Tage vor der Bundestagssilzung in
einer Großkundgebung unterstrichen,
aber die Gewerkschaften verzichteten
auf Aktionen, und es unterblieben —
bis auf viele Einzelausnahmen — all­
gemeine Massenstreiks, die im Zu­
sammenwirken mit der Außerparla­
mentarischen Opposition allein in der
Lage gewesen wären, die Entschei­
dung des Bundestages zu verhindern.

Die Gewerkschaften haben eine ähn­
liche Situation, wie sie im Zusammen­
hang mit den Notstandsgesetzen ent­
standen ist, schon einmal erlebt, und
zwar im Jahre 1952, als der Bundestag
entgegen den Forderungen der Ge­
werkschaften ein Betriebsverfassungs­
gesetz verabschiedete, das in seinen
wesentlichen Teilen den gewerkschaft­
lichen Vorstellungen nicht entsprach.
Auch damals hat der Bundesvorstand
des Deutschen Gewerkschaftsbundes
sich von der Auffassung leiten lassen,
man dürfe das Parlament nicht „unter
Druck setzen" und es schade der De­
mokratie, gegen einen Beschluß des
Bundestages den Streik als letztes

Mittel der Gewerkschaften einzuset­
zen. Die Mehrheit des Bundesvorstan­
des des Deutschen Gewerkschaflsbun-
des ließ sich dabei von dem Glauben
leiten, die Demokratie sei identisch
mit dem Parlamentarismus.

Im Verlauf der politischen und gesell­
schaftlichen Entwicklung der Bundes­
republik, die ja keineswegs den so­
zialen und wirtschaftlich fortschritt­
lichen Auffassungen der Gewerkschaf­
ten entspricht, wuchs aber bei vielen
die Erkenntnis, daß die Demokratie
sich nicht im Parlamentarismus er­
schöpfen dürfe und der Verzicht 1952,
durch einen Streik die Forderung der
Gewerkschaften nach wirksamer Mit­
bestimmung mit einem fortschrittlichen
Betriebsverfassungsgesetz durchzuset­
zen, falsch gewesen sei. Man braucht
kein Prophet zu sein, um vorauszusa­
gen, daß der Verzicht des Jahres 1968
auf wirksamere Mittel des Kampfes als
Kundgebungen und Erklärungen gegen
die Notstandsgesetze eines Tages bit­
tere Konsequenzen für die Gewerk­
schaften haben wird.

Es ist ein Irrglaube mit undemokra­
tischem Gehalt, anzunehmen, die De­
mokratie erfülle sich einzig und allein
in den Handlungen und Institutionen
der Parlamente. Auch die Mitbestim­
mung, wie sie der DGB fordert, und
der gewerkschaftliche Kampf dafür
vollzieht sich außerhalb, neben dem
Parlament und ist nicht zuletzt gerade
deshalb Ausdruck demokratischen Ge­
schehens.

Die Befürworter der Notstandsgesetze
haben im Bundestag versucht, die Ge­
fahren, die sich aus der Notstandsver­
fassung ergeben, zu verharmlosen.
Aber sie gerieten mit sich selbst in
Widerspruch, denn — und das trifft
besonders für die sozialdemokratischen
Redner zu — es wurde vor einem
„Mißbrauch" der Notstandsgesetze ge­
warnt. Der Außenminister der Koali­
tionsregierung und Vorsitzende der
SPD, Willy Brandt, verslieg sich in
seiner Rede dabei zu der billigen
Pathetik, daß — werde mit den Not­
standsgesetzen einmal Mißbrauch ge­
trieben — man die Sozialdemokra­
tische Partei „auf den Barrikaden fin­
den" könne,- und das wollte er wört­
lich gemeint wissen.

Die Notstandsgesetze sind aber an
sich schon ein Mißbrauch der Verfas­
sung und der Staatsmacht. Um diesen
Mißbrauch zu verhindern, wäre es
nicht einmal nötig, daß die SPD auf
die Barrikaden geht. Es hätte der Mut
zu einer eigenen, dem Auftrag des
Wählers entsprechenden Politik ge­
nügt, um einen Mißbrauch gegen die
demokratische Ordnung durch Not­
standsgesetze zu verhindern und die
Bundesrepublik zu einem sozialen
Rechtsstaat zu formen. Dabei hätte die
SPD die volle Unterstützung der Ge­
werkschaften ebenso gefunden wie die
der Wissenschaftler und Studenten und
aller Bürger der Bundesrepublik, de­
nen die Demokratie und ihre staats­
bürgerliche Freiheit als das höchste
Gut gilt.

Nach der Annahme der Gesetze steht
die Frage: Was ist weiter zu tun?
Zweifellos darf der Kampf um die Er­
haltung der Demokratie in der Bun­
desrepublik nicht zu Ende sein, und
die Notstandsgegner dürfen sich mit
dem durch die Notstandsgesetze ge­
schaffenen Zustand nicht zufrieden ge­
ben. Die Entscheidung des Bundestages
hat den Beschluß des letzten ordent­
lichen Bundeskongresses des Deut­
schen Gewerkschaflsbundes, jede Not­
standsgesetzgebung abzulehnen, weil
sie die demokratischen Grundrechte
einschränkt und die freie Entfaltung
der Gewerkschaften bedroht, nicht auf­
gehoben. Dieses „Nein" der Gewerk­
schaften zur Notstandsgesetzgebung
ergibt sich aus der Verantwortung,
die sie gegenüber der Sicherung von
Freiheit und Demokratie in der Bun­
desrepublik nach ihren Salzungen über­
nommen haben. Angesichts des mit der
Annahme der Notstandsgesetze ver­
schärften Rechtskurses müssen sich die
Gewerkschaften um die Ausweitung
eines Bündnisses zwischen Arbeitneh­
mern und Studenten, Intellektuellen
und anderen demokratischen Kräften
mit dem Ziel der Sicherung der Demo­
kratie und der Förderung des sozialen
Fortschritts bemühen.

Aufgabe aller demokratischen und so­
zialistischen Kräfte ist es nun, daran
mitzuwirken, den Prozeß der notwen­
digen gesellschaftlichen und wirtschaft­
lichen Veränderungen in der Arbeiter­
schaft bewußt zu machen. Denn nur
das allein kann in der Bundesrepublik
verhindern, daß die Notstandsgesetze
von der Exekutive als Mittel zur Un­
terdrückung von Freiheit und Demo­
kratie mißbraucht werden. In diesem
Zusammenhang findet eine Erklärung
von Professoren und Gewerkschafts­
führern, die am Vorabend der dritten
Lesung der Notstandsgesetze in Bonn
noch einmal warnend vor die Öffent­
lichkeit getreten sind, besondere Be­
deutung. In der Erklärung heißt es, daß
Gewerkschafter und Universitätslehrer
sich um des gemeinsamen staatsbür­
gerlichen Interesses willen bewußt
seien, daß der politische Streik ein
legales Mittel im Kampf um die Ver­
teidigung des sozialen und demokra­
tischen Rechtsstaates ist und bleiben
muß. H. S.
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Franzosen kämpfen für Fortschritt

Die Ursachen der Bewegung in Frankreich

Der Gaullismus wird in Frage gestellt

Revolutionäres Geschehen kennzeichnet die Situation in Frankreich. General de
Gaulle, der seit zehn Jahren das Land regiert, kann sich nach den Unruhen der
Studenten und dem Generalstreik der Arbeiter nur noch mit der Armee im
Rücken an der Macht halten. Der General, der in Europa herumreist, um seine
abgestandenen Nationalismen an den Mann zu bringen, muß nun die Offiziere
zu Hilfe rufen, um sich vor dem Volkszorn zu retten. Es ist nur bezeichnend, daß
er diese Hilfe ausgerechnet von General Massu erwartet, einem der Verant­
wortlichen für die Greuel der französischen Armee in Algerien.

In einer Rundfunkansprache hat der
General mit dem Einsatz von Soldaten
gegen die streikenden Arbeiter und
Studenten gedroht und seine Anhän­
ger aufgefordert, sich zu Aktionen
gegen seine politischen Gegner zu or­
ganisieren. „Aufruf zum Bürgerkrieg",
so hat es die linke Opposition ver­
standen, und es besteht kaum ein
Zweifel daran, daß die Ruhe, die nach
dem politisch bewegten Monat Mai
eingetreten ist, keineswegs als eine
Stabilisierung des undemokratischen
de-Gaulle-Regimes angesehen werden
kann. Die von dem General diktierte
Auflösung des Parlaments und die
Neuwahlen am 23. bzw. 29. Juni kön­
nen durchaus das Ende des Regimes
bedeuten.

Die politische Entwicklung, die Frank­
reich an den Rand eines Bürgerkrieges
gebracht hat, begann mit der Rebellion
der Studenten gegen den reaktionären
Status an den Universitäten und gegen
ein Gesellschaftssystem, das Tausende
von Studenten nach ihrem Studium
ohne Aussicht auf eine Anstellung
läßt. Diese Studentenbewegung er­
faßte auch die Arbeiterschaft, deren
wirtschaftliche und soziale Lage sich
unter de Gaulle von Jahr zu Jahr ver­
schlechtert hat, und entlud sich in
einem gewaltigen Generalstreik, an
dem mehr als zehn Millionen Arbeiter
beteiligt waren.

Studenten und Arbeiter kämpften ge­
meinsam auf der Straße und in den
Betrieben für wirtschaftliche und ge­
sellschaftliche Reformen. V/as eine von
der Regierung gelenkte Propaganda
geschickt verdeckt hatte, wurde jetzt
sichtbar: Auf wirtschaftlichem und so­
zialem Gebiet hat der Gaullismus ent­
schieden versagt. Während die Preise
in den letzten Jahren immer stärker
anstiegen, blieben die Löhne der Ar­
beitnehmer zurück. 22 Prozent der Ar­
beiter verdienen umgerechnet weniger
als 500 DM im 'Monat bei einer Ar­
beitszeit von durchschnittlich 45,4 Stun­
den. Neben den Preisen erhöhten sich
aber auch die Steuern.

Um die Finanzen der Sozialversiche­
rung zu sanieren, erhöhte die Regie­
rung im letzten Jahr auf dem Verord­
nungswege die Beiträge und setzte
gleichzeitig die Leistungen herab. Von 

dieser unsozialen Maßnahme wurden
34 Millionen Versicherte betroffen. Die
Arbeitslosigkeit hat stark zugenom­
men. Zur Zeit beträgt die Zahl der
Arbeitslosen 500 000, dazu kommen
fast 200 000 junge Menschen, die nach
ihrer Schulentlassung noch keinen Ar­
beitsplatz besessen haben und darum
als Arbeitslose nicht registriert wer­
den. Auch die von der Regierung
Pompidou großartig angekündigte Be­
teiligung der Arbeiter am Investitions­
gewinn erwies sich als Schwindel.

Die Unzufriedenheit mit der wirtschaft­
lichen und sozialen Lage aber war
nicht allein der Anlaß zum General­
streik und der Besetzung der Betriebe.
Das Unbehagen saß tiefer; die Arbei­
ter wollten nicht nur eine Verbesse­
rung ihrer sozialen Lage, sondern
eine Veränderung des gesellschaft­
lichen Systems, eine Umgestaltung der
Eigentumsverhältnisse und die Durch­
setzung der Mitbestimmung. Es kann
kein Zweifel darüber bestehen, daß
sich die Rebellion der Studenten und
der Streik der Arbeiter gegen de
Gaulle als den Vertreter einer kapi­
talistisch - bürgerlichen Gesellschafts­
ordnung gerichtet hat.

In seiner Rundfunkrede, in der er die
Auflösung des Parlaments und Neu- |
wählen verfügte, hat de Gaulle zu dem j
„bewährten", wenn auch stupiden Mit- |
tel gegriffen, um sich dem Bürger
Frankreichs abermals als Retter zu
empfehlen: zum Kommunistenschreck.
Dabei haben gerade die Kommunisten
in Frankreich und die kommunistisch­
sozialistische Gewerkschaft CGT sich
von jedem politischen Extremismus
freigehalten. Sie sehen ihre Aufgabe
in der augenblicklichen Situation in '
der Zusammenarbeit mit der „Föde- !
ration der Linken", dem Bündnis mit
allen Kräften, die als ihre Ziele die
Wiederherstellung der Demokratie
und die Durchsetzung einer fortschritt­
lichen Wirtschafts- und Sozialpolitik
erklären.

Die Kommunistische Partei Frankreichs,
die Föderation der Linken und die
CGT haben sich auf diese Aufgabe
geeinigt. Sie wollen den Kampf fort­
setzen im Vertrauen auf einen Wahl­
sieg, der das Ende des Gaullismus in
Frankreich besiegeln würde. -ger

Mitbestimmung
Auf einer Kundgebung des DGB zur
Mitbestimmung, die am 28. Mai 1968
in Hannover stattfand, hielt der Vor­
sitzende der IG Chemie-Papier-Kera­
mik, Wilhelm Gefeller, das Hauptrefe­
rat, dem wir folgende Auszüge ent­
nehmen:

„Anstelle von Befehl und Gehorsam
müssen Mitwirkung, Mitverantwortung
und Mitverwaltung treten. Hier greift
vor allem die junge Generation in
ihrem Lebensbereich auf, was seit Jahr­
zehnten Ziel und Auftrag der demo­
kratischen Gewerkschaftsbewegung
war und noch ist: Die Forderung nach
Demokratisierung aller Bereiche unse­
res Lebens. Für die Gewerkschaften in
unserer modernen Industriewelt heißt
das: Die Normen und Verhaltenswei­
sen einer Demokratie müssen auch in
den Betrieben und Unternehmen gel­
ten. Der Betrieb ist nicht nur eine Pro­
duktionseinheit und dazu da, eine mög­
lichst hohe Dividende zu erwirtschaf­
ten, sondern er ist ein Sozialgebilde,
in dem weitgehend und fast ausschließ­
lich der Lebensstandard des in ihm
Beschäftigten und seiner Angehörigen
bestimmt wird ...

Wir leben in einer Welt, die sich durch
Technik und Rationalisierung ständig
verändert. Niemand kann mit Sicher­
heit voraussagen, wohin diese Ent­
wicklung führt und ob sie nicht wieder
zum Fluch wird und ein wirtschaftli­
ches Chaos, dem das politische De­
bakel, wie schon einmal in der jüng­
sten Geschichte, auf dem Fuße folgt.

Niemand ist befugt und hat das Recht,
diese Entwicklung, die uns alle betrifft,
allein zu bestimmen und zu steuern ...
Aber ausgerechnet die Inhaber der
Macht werfen uns Machtbesessenheit
vor. Wir wollen nichts anderes als eine
jahrhundertealte Macht Vorherrschaft
brechen und dafür etwas setzen, das
einer Demokratie würdig ist und ein
Optimum an sozialer Sicherheit garan­
tiert ...

Wir sagen es hier noch einmal in aller
Deutlichkeit: Für die Gewerkschaften
in der Bundesrepublik ist die Auswei­
tung des Mitbestimmungsrechts der Ar­
beitnehmer eine unabdingbare Forde­
rung! Wir messen den Grad unseres
Vertrauens zu den Verantwortlichen in
den Parteien, in den Parlamenten und
in der Regierung an der Erfüllung der
Mitbestimmungforderung. Die Mitbe­
stimmung gehört unlösbar zur Demo­
kratie. Mehr Mitbestimmung heißt des­
wegen auch mehr Demokratie. Alle
sind dazu aufgerufen, die Demokratie
in unserem Lande und unserer Wirt­
schaft zu verwirklichen. Auch wenn es
die .Ewiggestrigen' nicht wahrhaben
wollen: Die Mitbestimmung kommt,
denn sie ist eine Forderung unserer
Zeit."
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Metall-Löhne auf der Durststrecke Rascher Produktivitätsanstieg
in der Metallindustrie

Faktischer Lohnstopp bis nach den Bundestagswahlen

Die „soziale Symmetrie*' war nur Blendwerk

Der Industriegewerkschaft Metall ist es auch in der jetzt abgeschlossenen Tarif­
runde nicht gelungen, sich aus der „Umklammerung" von Unternehmerverbän­
den und Großer Koalition zu lösen, die — wie schon im vergangenen Jahr —
die Tarifpolitik entscheidend negativ beeinflussen. Die vereinbarten Lohn- und
Gehaltserhöhungen für rund 3,6 Millionen Arbeitnehmer in der metallverarbei­
tenden Industrie, denen bei Ablauf der Erklärungsfrist am 27. Mai 1968 nach der
Gewerkschaft auch die Arbeitgebervereinigung „Gesamtmetall" zuslimmte, wer­
den bestenfalls für 1968 und den größten Teil des Jahres 1969 nur die Preis­
steigerungen ausgleichen.

Nach dem Bad Nauheimer Schlich­
tungsergebnis vom 19. Mai werden
die Tariflöhne und Tarifgehälter rück­
wirkend ab 1. April 1968 um 4 Pro­
zent und nach Ablauf von neun Mo­
naten ab 1. Januar 1969 um weitere
3 Prozent für noch einmal neun Mo­
nate erhöht. Die neuen Lohn- und Ge­
haltsabkommen können erstmals zum
30. September 1969 gekündigt werden.
Dieses Verhandlungsergebnis verdient
eine genauere Betrachtung: Umgerech­
net auf das ganze Jahr 1968 bringen
die 4 Prozent mehr Tarif lohn und
-gehalt, wenn sie effektiv werden soll­
ten, nur 3 Prozent mehr Jahreseinkom­
men gegenüber 1967. Da aber in den
Lohnabkommen von effektiver Aus­
wirkung der Tariferhöhungen nicht
die Rede ist, muß diese folglich in vie­
len Fällen erst noch in betrieblichen
Kämpfen erzwungen werden. Dabei
dürften die Arbeiter und Angestellten,
wie die Erfahrung lehrt, nicht immer
einen befriedigenden Erfolg erzielen.
Das aber bedeutet, daß die tatsäch­
liche Erhöhung der Löhne und Gehäl­
ter unter 3 Prozent bleiben wird. Da
für das laufende Jahr mit einer Stei­
gerung der Lebenshaltungskosten zwi­
schen 2 und 2,5 Prozent gerechnet
wird, bleibt in den Lohn- und Ge­
haltstüten praktisch nichts.

Auch für das Jahr 1969 liegt diese
Marschroute schon fest: Für die Zeit
vom Januar bis September sollen
Löhne und Gehälter, ebenfalls nur
tariflich, wiederum um 3 Prozent an­
gehoben werden. Die verbleibenden
drei Monate können den Durchschnitt
der Einkommensaufbesserung für 1969
nicht mehr wesentlich erhöhen, so daß
in der Praxis auch im nächsten Jahr
nach Abzug von Preis- und Lohn­
steuersteigerungen für die Arbeitneh­
mer in der Metallindustrie ein Lohn­
stopp herauskommt.

Wenn man in diese Überlegungen die
Tatsache mit einbezieht, daß die letzte
Lohnerhöhung in der Metallindustrie,
die effektive Auswirkung hatte, am
1. Januar 1966, also in dem Hochkon­
junkturjahr mit 8- bis lOprozentigen
Wachstumsraten, erfolgte und 6 Pro­
zent ausmachte (plus 5 Prozent ein­
schließlich Lohnausgleich für die Ar­
beitszeitverkürzung am 1. 1. 1967),
und wenn man weiter die im Rezes­
sionsjahr 1967 vorgenommenen Lohn- 

und Sozialkürzungen in Betracht zieht,
so ist das diesjährige Ergebnis der
Lohn- und Gehaltsverhandlungen dop­
pelt dürftig.

Im wesentlichen ist es der IG Metall
auf dem Lohn- und Gehaltssektor von
1966 bis Herbst 1969 nur gelungen,
die Steigerung der Lebenshaltungs­
kosten abzufangen und den Arbeitneh­
mern einen Kaufkraftausgleich zu si­
chern. Die in diesem Zeitraum von
fast vier Jahren gestiegene bzw. zu
erwartende Produktivität bleibt in den
Einkommen der Arbeiter und Ange­
stellten fast gänzlich unberücksichtigt
und vergrößert einseitig die privaten
Einkommen und über die Investitionen
auch den Produktionsmittelbesitz der
Unternehmer. Von dem „zweiten Teil"
der konzertierten Aktion, der „sozia­
len Symmetrie", die nach erfolgter
Bevorzugung der Unternehmer dann
die Arbeitnehmer deutlich am Wirt­
schaftsaufschwung beteiligen sollte,
ist — zumindest in der Metallindu­
strie — weit und breit nichts zu sehen.
Die Festlegung der Metallarbeiter­
löhne auf eine Steigerungsrate, die
lediglich den Kaufkraftverfall aus­
gleicht und damit den Reallohn zemen­
tiert, ist eine neue Erscheinung in der
Nachkriegstarifpolitik der Bundesre-

Zusammen mit den neuen Lohn- und
Gehaltsverträgen wurde zwischen der
IG Metall und dem Unternehmerver­
band „GesamtmetaJl" für die 3,6 Mil­
lionen Beschäftigten in der metallver­
arbeitenden Industrie ein Rationalisie­
rungsschutzabkommen im Schlichtungs­
wege ausgehandelt, das am 1. Juli die­
ses Jahres in Kraft tritt. Danach muß
der Arbeitgeber, „sobald er überblik-
ken kann", daß von ihm geplante Maß­
nahmen personelle und soziale Aus­
wirkungen haben, diese Maßnahmen
dem Betriebsrat mitteilen und die Aus­
wirkungen mit ihm beraten.

Arbeitnehmer, die infolge Rationalisie­
rungsmaßnahmen auf einen anderen
Arbeitsplatz im Betrieb umgesetzt wer­
den müssen, sollen bei geringer be­
werteter Tätigkeit einen Lohnausgleich
bekommen. Das trifft jedoch nur zu,

Das vierte Quartal 1967 hat in der Me­
tallindustrie der Bundesrepublik, wie
jetzt veröffentlichte Statistiken zeigen,
einen neuen Aufschwung deutlich ge­
macht. So stieg der gesamte Umsatz in
dem genannten Zeitraum gegenüber
dem 4. Quartal 1966 um 7 Prozent, bei
gleichzeitigem Absinken der Beschäf­
tigtenzahl um 5,4 Prozent. In absolu­
ten Größen ausgedrückt, stieg der Um­
satz um 1,065 Milliarden DM bei einem
Rückgang der Arbeitnehmerzahl um
231 000. Daraus folgt, daß der Umsatz
je geleistete Arbeiterstunde um 15,6
Prozent gestiegen ist, was auch auf ein
erhebliches Ansteigen der Unterneh­
mergewinne schließen läßt.
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publik und zweifellos das „Verdienst"
der Lohnleitlinienpraxis und der kon­
zertierten Aktion des Wirtschafts­
ministers Schiller.

Daß nunmehr in der Metallindustrie,
neben der Dürftigkeit der Lohnerhö­
hung, auch die Laufzeit der Verträge auf
18 Monate und damit bis nach den
Bundestagswahlen 1969 ausgedehnt
wurde, dürfte ebenfalls auf die poli­
tische Einflußnahme sozialdemokra­
tischer Verfechter der Großen Koali­
tion zurückzuführen sein. Prof. Schil­
ler und seine Ministerkollegen wün­
schen bis zu den Bundestagswahlen
Ruhe an der Tariffront, damit „Kon­
junkturmacher" Schiller die Rolle der
Wahllokomotive für die SPD voll aus­
spielen kann. Daß dieses „Konjunktur­
machen" sich völlig zu Lasten der Ar­
beitnehmer — und nicht allein der
Metallarbeiter — vollzieht, davon
wird im Wahlkampf dann gewiß nicht
gesprochen.

wenn der Betroffene mindestens 40
Jahre alt und zehn Jahre im Betrieb
ist. Für mindestens drei Monate soll
dann der frühere Verdienst weiterge­
zahlt werden. Danach soll zwei Mo­
nate lang eine Anpassungshilfe von 75
Prozent und je weitere zwei Monate
eine solche von 50 bzw. 25 Prozent des
Unterschiedes zwischen altem und
neuem Lohn gezahlt werden. Bei Um­
schulung für andere Arbeiten inner­
halb des Betriebes erhalten die Arbei­
ter bzw. Angestellten sechs Monate
den bisherigen Verdienst. Die Um­
schulungskosten trägt derUnternehmer.
Bei Entlassung infolge Rationalisie­
rungsmaßnahmen erhalten die Betrof­
fenen vom 40. Lebensjahr und zehn
Jahren Betriebszugehörigkeit an, ge­
staffelt bis zum 64. Lebensjahr und 25
Jahren Betriebszugehörigkeit, Abfin­
dungen in Höhe von zwei bis neun

Weiter kaum Rationalisierungsschutz
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Monatsverdiensten. Arbeitnehmer zwi­
schen dem 55. und 60. Lebensjahr dür- |
sen als Folge von Rationalisierungs­
maßnahmen nicht entlassen werden,
sofern sie zehn Jahre ununterbrochen
dem Betrieb angehören.

Die IG Metall hat auf folgende Forde­
rungen verzichten müssen:

n Bildung einer Ausgleichskasse zur
Bestreitung der Kosten aus dem Ra­
tionalisierungsschutzabkommen; Ein­
zahlung von 1,5 Prozent der Lohn- und
Gehaltssumme durch die Unternehmer.

□ Bildung eines paritätisch besetzten
„Ausschusses für Personalplanung",
der zu folgenden Maßnahmen berech­
tigt sein sollte und der Gewerkschaft
ein Mitbestimmungsrecht gesichert
hätte: Verfügung der Einstellung von
Arbeitskräften nur nach einem Stel­
lenbesetzungsplan; Beseitigung von
Überstunden; Verordnung von Einstel­
lungssperren; Einführung von Kurz­
arbeit; laufende Anpassung der Kennt­
nisse und Fertigkeiten der Arbeits­
kräfte an die jeweilige oder geplante
Arbeitssituation (Umschulungen).

■ Bildung einer „Personalausgleichs­
abteilung" in den Betrieben, in der
jene Arbeitnehmer mit zumutbaren Ar­
beiten weilerbeschäftigt werden sollen,
für die eine Beschäftigung in ihrer bis­
herigen Tätigkeit nicht möglich ist.

■ Gültigkeit der Schutzmaßnahmen
vom 30. Lebensjahr an.

Mit dem Verzicht auf diese wesentli­
chen Forderungen durch die IG Metall
ist das Rationalisierungsschutzabkom­
men seines wesentlichsten Inhalts, den
Möglichkeiten einer bescheidenen Mit­
bestimmung, entäußert worden. Was
übriggeblieben ist, sind Vereinbarun­
gen über Entschädigungen, wie sie
auch von anderen Gewerkschaften in t
einer ganzen Anzahl von Industrie- .
branchen bereits erreicht worden sind. 1
Diese Entschädigungen für Rationali- j
sierungsfolgen oder Abfindungen bei
Entlassungen sind aber kein eigentli­
cher Schutz vor eben diesen Maßnah­
men. Sie schieben die soziale Not oder
die soziale Härte für die betroffenen
Arbeitnehmer lediglich um wenige
Wochen oder Monate hinaus.

Dennoch muß das Rationalisierungs­
abkommen in der metallverarbeitenden
Industrie als ein weiterer, wenn auch
bescheidener Schritt auf diesem Wege
begrüßt werden. Dabei ist besonders
das Entlassungsverbot für Arbeitneh­
mer von 55 bis 59 Jahren hervorzu­
heben, wenngleich das Abkommen den
Unternehmern die Möglichkeit offen
läßt, Entlassungen — wenn nicht aus
Rationalisierungsgründen —dann eben
aus anderen Gründen vorzunehmen,
etwas „schubweise", damit sie nach
§ 4 Abs. 3 des Abkommens „im Hin­
blick auf die jeweilige Betriebsgröße
nur von geringer Bedeutung sind".

K. Kilian

Stahl: Lohn bleibt weit zurück

Steile Produktivitätsenfwicklung bei hohen Aufträgen

Tarifbewegung brachte nicht den notwendigen Anschluß

Die Lohn- und Gehaltslarifverhandlungen in der Stahlindustrie wurden mit
großer Zähigkeit geführt und konnten bis Redaktionsschluß dieser Ausgabe nicht
abgeschlossen werden. Während die IG Metall Lohn- und Gehaltserhöhungen
von 8 Prozent bei einer Laufzeit von zwölf Monaten fordert, hatten die Unter­
nehmer lediglich 3,5 Prozent für zwölf und 2,5 Prozent für weitere sechs Monate
geboten. Die IG Metall wies diesen Vorschlag als ungenügend zurück.

Die Situation in der eisenschaffenden
Industrie der Bundesrepublik ist einer­
seits von raschen Produktions- und
Produktivitätssteigerungen und ande­
rerseits von einer ungewöhnlich lan­
gen Lohnpause gekennzeichnet.

Im ersten Vierteljahr 1968 haben die
Stahlwerke aus dem Inland 26 Prozent
und aus dem Ausland 15 Prozent mehr
Aufträge erhalten als vor Jahresfrist.
Die Rohstahlerzeugung der ersten vier
Monate dieses Jahres hat das Vorjah­
resniveau um 12 Prozent überstiegen.
Insgesamt wird für 1968 ein Produk­
tionsanstieg um 8 Prozent auf rund
40 Millionen t Rohstahl und damit ein
neuer Produktionsrekord nach 1945 er­
wartet. Der Anstieg der Produktivität
je Arbeitsstunde wird auf 12 Prozent
geschätzt.

Diese stürmische Aufwärtsentwicklung
von Produktion und Produktivität
zeichnete sich bereits im allgemeinen
Krisenjahr 1967 ab. In den ersten sie­
ben Monaten 1967 ist der Lohnkosten­
anteil pro Tonne Rohstahl gegenüber
1966 von 82,35 DM auf 78,73 DM ge­
sunken, das sind 4,4 Prozent. Im Ok­
tober und November 1967 betrug die
Einsparung gegenüber dem gleichen
Zeitraum von 1966 schon 13 Prozent.
Die Anzahl der Arbeitsstunden pro
Tonne erschmolzenen Rohstahls ist
1967 von 15,93 auf 14,35 Stunden ge­
sunken, was einem Produktivitätszu­
wachs von 10 Prozent entspricht. Ge­
genüber 1965, dem letzten Jahr der
Lohnerhöhung, ist die Produktivität
um 27 Prozent verbessert worden.

In den letzten zweieinhalb Jahren hat
sich in der eisenschaffenden Industrie
die Zahl der Beschäftigten infolge Ra­
tionalisierungsmaßnahmen um rund
40 000 oder II Prozent verringert. Seit
dem 1. Februar 1965, also seit über
drei Jahren (1), hat es in der Stahl­
industrie keine Aufbesserung der
Löhne und Gehälter gegeben, viel­
mehr erfolgte besonders im vergan­
genen Jahr — wie in anderen Bran­
chen — ein empfindlicher Abbau von
Effektivlöhnen und Sozialleistungen.

Die Zurückhaltung der IG Metall bei
ihrer Lohn- und Gehaltspolitik in der
eisenschaffenden Industrie kommt z.B.
darin zum Ausdruck, daß die durch­
schnittlichen Bruttostundenverdienste
von 1960 bis 1966 nur um 56 Prozent
gegenüber 72 Prozent in der metall­
verarbeitenden Industrie gestiegen
sind. Die Eisen- und Stahlindustrie 

stand 1960 noch an erster Stelle in der
Lohnskala; 1966 sank sie auf den drit­
ten Platz ab. Die Kaufkraft der Arbeit­
nehmer in der Stahlindustrie entspricht
gegenwärtig etwa derjenigen von vor
zwei Jahren.

Aus all diesen Daten ergibt sich, daß
die IG Metall auch mit ihrer Forde­
rung, ab 1. Juli 1968 Lohn- und Ge­
haltserhöhungen von 8 Prozent zu
gewähren, wiederum sehr zurückhal­
tend gewesen ist. K. K.
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Erfolg der Tarifbewegung bei
Textil-Bekleidung

Im Mai konnten die Tarifverhandlun-
gen der Gewerkschaft Textil-Beklei­
dung für die fast eine Million Arbeit­
nehmer der Tertil- und Bekleidungs­
industrie in der Bundesrepublik abge­
schlossen werden. Dabei wurde verein­
bart, die Akkordlöhne um 14 und die
Zeitlöhne um 16 Pfennig die Stunde zu
erhöhen, das sind etwa 4,5 bis 5 Pro­
zent. Um den gleichen Prozentsatz wur­
den die Gehälter der Angestellten an­
gehoben. Die Tarifverbesserungen tra­
ten rückwirkend ab 1. Mai, in einigen
Tarifbezirken ab 1. Juni 1968, in Kraft.
Die Laufzeit der neuen Verträge be­
trägt in den meisten Fällen 12 Monate.
Besonders hartnäckig wurde über die
Forderung der Gewerkschaft nach Ver­
einbarung von Effektivklauseln ver­
handelt, die auch in die Verträge fast
aller Tarifbezirke der Textil- und Be­
kleidungsindustrie aufgenommen wer­
den konnten. Vorausgegangen waren
den Abschlüssen Protestkundgebungen
in den Schwerpunkten der Textilindu­
strie.
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Blockierter Schutz
I

Immer wieder haben die Gewerkschaf­
ten in den vergangenen Jahrzehnten
ein Maschinenschutzgesetz gefordert,
das die Hersteller technischer Arbeits­
mittel verpflichtet, bei der Entwicklung
und Produktion ihrer Erzeugnisse nicht
nur den größtmöglichen wirtschaftli­
chen Nutzen, sondern auch die Sicher­
heit, den Schutz von Leben und Ge­
sundheit des Arbeiters einzuplanen ,
und zu berücksichtigen. Schon in den |
80er Jahren des vorigen Jahrhunderts
wurden von Beamten der Gewerbeauf­
sicht erstmals gesetzliche Bestimmun­
gen zum Schutz der Benutzer techni­
scher Arbeitsmittel gefordert.

Bis jetzt gibt es ein solches Gesetz in
der Bundesrepublik nicht. Der Bundes­
tag hat allerdings im Februar dieses
Jahres ein Maschinenschutzgesetz in
zweiter Lesung beschlossen. Die Ge­
werkschaften sind jedoch mit Recht
sehr skeptisch, ob dieses. Gesetz den
geforderten Zweck erfüllen wird, die
Herstellung von Arbeitsmitteln zu ver­
hindern, die vom Standpunkt der Ar­
beitssicherheit technisch nicht ein­
wandfrei sind. Es ist den Produzenten
der technischen Arbeitsmittel nämlich
selbst überlassen, Maßnahmen zu tref­
fen, die dem Ziel dieses Gesetzes Rech­
nung tragen. Die „Prüfung", ob das ge­
schehen ist, würde danach erst beim
Einsatz der Arbeitsmittel erfolgen,
wenn diese längst in Serienanfertigung
gegangen sind.

Die Gewerkschaften fordern dagegen,
daß in dem Maschinenschutzgesetz
eine Prüfungs- bzw. Zulassungs- und
Registrierpfiicht festgelegt wird, die
gewährleistet, daß tatsächlich nur noch
Maschinen auf den Markt und zum
Einsatz in die Produktion kommen, die
sicherheitstechnisch einwandfrei sind.
Der Ausschuß für Arbeit und Sozial­
politik des Bundesrates hatte dem Bun­
desrat vorgeschlagen, den Bundes­
arbeitsminister durch eine ergänzende
Bestimmung im Maschinenschutzgesetz
zu ermächtigen, mit Rechtsverordnun­
gen einen zusätzJichen Gefahrenschutz
zu schaffen. Der Bundesrat lehnte je­
doch diesen Vorschlag und überhaupt
die Zustimmung zu dem Maschinen­
schutzgesetz ab. Einigen Ländern ist
das Gesetz — wie auch den Gewerk­
schaften — zu „weich". Anderen aber
paßt die ganze Richtung nicht. So
meinte Hamburgs Bürgermeister Prof.
Dr. Weichmann, die Produzenten wür­
den schon alles „richtig sicher" machen.
Die hohen Zahlen der gemeldeten Be­
triebsunfälle in der Bundesrepublik
sprechen jedoch eine andere Sprache.
Sie unterstreichen die Notwendigkeit,
das durch den Bundesrat blockierte
Maschinenschutzgesetz entsprechend
den Forderungen der Gewerkschaften
zu verbessern und schnellstens in
Kraft zu setzen. —le

Konzentrationswelle in der Stahlindustrie

Gefährdung der Arbeitsplätze und der sozialen Sicherheit
Konzentration erst, wenn Arbeitnehmerprobleme geläst!

Die Sorgen der westdeutschen Stahlarbeiter wollen nicht abreißen. Nadi der
Stahlflaute 1967, verbunden mit Kurzarbeit, Entlassungen, Umsetzungen und
Lohnabbau, ist es jetzt die Furcht vor dem Verlust des Arbeitsplatzes, die in
vielen Betrieben der Eisen- und Stahlindustrie von Nordrhein-Westfalen gras­
siert. Ursache dafür sind die verstärkten Konzentrations- und Rationalisierungs­
maßnahmen, mit denen die Konzernvorstände u. a. das Ziel verfolgen, einen
Teil der Belegschaften freizusetzen.

Um den Arbeitsplatz bangen mehrere
tausend Stahlarbeiter der Rheinischen
Stahlwerke, wo eine „Neuordnung"
im Gißereisektor bevorsteht. Betriebs­
räte und Belegschaften befürditen, daß
im Zuge der angekündigten Zusam­
menlegung der 17 Gießereibetriebe des
Rheinstahl-Konzerns Massenentlassun­
gen vorgenommen werden. Daß diese
Sorge um die soziale Existenz nicht
grundlos ist, davon zeugt ein Gut­
achten, über dessen Realisierung der
Aufsichtsrat demnächst entscheiden
soll. In dem Gutachten wird unter
anderem angeregt, das Gußstahlwerk
Gelsenkirchen, die Friedrich-Wilhelm-
Hütte m Mülheim und die Concordia-
Hütte in Bendorf aus Rationalisie­
rungsgründen stillzulegen.

Nicht weniger gering sind die Existenz­
sorgen der Belegschaft der Hütten­
werke Oberhausen (HOAG). Bekannt­
lich strebt der Thyssen- Konzern einen
Organschaftsvertrag mit der HOAG
an. Wenn man davon ausgeht, daß die
Thyssen-Hütte für die Erschmelzung
von einer Tonne Rohstahl 5,7 Arbeits­
stunden braucht, während die Hütten­
werke Oberhausen dazu noch 9,5 Stun­
den benötigen, so wird klar, warum
der Thyssen-Konzern nach vollzogener
Fusion bestrebt sein wird, die gesamte
Roheisen- und Rohstahlproduktion auf
seine eigenen hochmodernen Hoch­
ofenwerke zu konzentrieren. Daß die
Thyssen-Bosse sich mit solchen Plänen
tragen, davon zeugt auch ihre Absicht,
im Hafen Schwelgern ein neues Hüt­
tenwerk zu errichten.

„Wenn dies geschieht", erklärte die
IG-Metall-Verwaltungsstelle Oberhau­
sen, „ist die August - Thyssen - Hütte
nicht mehr auf das Roheisen der
HOAG angewiesen und in der Lage,
den gesamten Roheisenbedarf ihrer
Anlagen in Duisburg und Oberhausen
durch die kostengünstiger arbeitende
Hochofenanlage in Schwelgern zu dek-
ken. Damit wäre der Fortbestand des
gesamten Hochofenbetriebes der HOAG
in Frage gestellt."

Aber damit nicht genug. Die vom
Thyssen-Konzern angekündigten Maß­
nahmen zur Straffung und Konzentra­
tion der Produktion legen nach Mei­
nung der IG Metall Oberhausen den
Schluß nahe, daß auf den Hüttenwer­
ken Oberhausen weitere Stillegungen
erfolgen können: „Das würde zur Hal­
bierung der HO AG-Arbeiterschaft füh­
ren."

Die fortschreitenden Konzentrations­
maßnahmen in der Stahlindustrie müs­
sen im Zusammenhang mit der Tätig­
keit der vier Walzstahlkontore ge­
sehen werden. Von ihnen sagte Bun­
deswirtschaftsminister Schiller, sie
sollten als „Trainingszentren für wei­
tere Fusionen" dienen. Das haben sich
die Konzernherren an Rhein und Ruhr
nicht zweimal sagen lassen. Sie ent­
wickelten inzwischen eine Konzeption,
die mit Zustimmung der Regierung
darauf abzielt, die gesamte westdeut­
sche Stahlindustrie in nur noch vier
oder fünf Superkonzernen zusammen­
zufassen.

Die Erfahrungen aus der Weimarer
Republik, in der sich besonders der
berüchtigte „Stahlverein'' als Weg­
bereiter der Hitler-Diktatur und der
Ermächtigungsgesetze entpuppte, leh­
ren, welche großen Gefahren der De­
mokratie durch die Zusammenballung
von wirtschaftlicher und damit auch
politischer Macht in Unternehmerhand
drohen. Daraus ergibt sich für die IG
Metall die Aufgabe, den von den
Stahlkonzernen betriebenen und von
Bonn mit einer entsprechenden Wirt­
schafts- und Steuerpolitik begünstig­
ten Konzentrationsbestrebungen die
Forderung nach einer allseitigen Aus­
weitung der Mitbestimmung in den
Betrieben entgegenzustellen, um in
der Stahlindustrie den längst über­
fälligen Demokratisierungsprozeß ein­
zuleiten.

Darüber hinaus sollte die Gewerkschaft
keine Anstrengungen scheuen, den be­
gonnenen Großangriff auf die Arbeits­
plätze abzuwehren. Alle Anzeichen
sprechen nämlich dafür, daß durch die
verstärkt vorangetriebenen Konzen­
trations-, Zusammenlegungs- und Ra­
tionalisierungsmaßnahmen jährlich et­
wa 15 000 bis 20 000 Stahlarbeiter frei­
gesetzt werden. Was also nottut, ist
die Durchsetzung eines wirksamen Ra-
tionalisierungsschulzes, der die Stahl­
arbeiter vor den negativen Auswir­
kungen des technischen Fortschritts
bewahrt und sie endlich an den Früch­
ten der Rationalisierung teilhaben
läßt. Es gilt, Vereinbarungen zu er­
zwingen, wonach Konzentrations- und
Rationalisierungsmaßnahmen erst ein­
geleitet werden dürfen, wenn für die
betroffenen Arbeitnehmer die soziale
Frage ausreichend gelöst wurde. G. B.
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IG Chemie: Rationeilisierungsschufz

Nach der Lohnrunde Verhandlungen über Abkommen
für Entschädigungen bei Rationalisierungsfolgen

Die Tarifsiluation in der chemischen Industrie der Bundesrepublik steht ganz im
Zeichen der zentralen Verhandlungen über ein Rationalisierungsschutzabkom­
men, nachdem in fast allen Tarifgebieten für 1968 Lohn- und Gehaltserhöhungen
von durchschnittlich 5 bis 5,2 Prozent vereinbart worden sind. Mit dem Ratio­
nalisierungsabkommen will die IG Chemie die etwa 530 000 Arbeiter und Ange­
stellten in der chemischen Industrie vor den negativen Folgen der sich immer
stärker auswirkenden Rationalisierung schützen.

Gegenstand der Spitzengespräche zwi­
schen der IG Chemie-Papier-Keramik
und dem Arbeitsring der Arbeitgeber­
verbände der chemischen Industrie,
die am 9. Mai begonnen haben und
am 19. Juni fortgesetzt werden, ist
ein Vertragsentwurf der Gewerk­
schaft. Damit strebt die IG Chemie an:

■ Abfindungsgelder bei mit Entlas­
sung verbundenen Freisetzungen von
Arbeitern und Angestellten,-
■ Verdienstabsicherung bei Verlust
des bisherigen Arbeitsplatzes und in­
nerbetrieblicher Umsetzung auf einen
anderen Arbeitsplatz;
■ Übernahme der Umschulungskosten
durch den Arbeitgeber bei technolo­
gisch bedingtem Arbeitsplatzwechsel
innerhalb des Betriebes, soweit diese
Kosten nicht durch staatliche Maßnah­
men getragen werden;
■ zeitlich begrenzter Verdienstaus­
gleich bei Wegfall von Leistungslöh­
nen (Akkord, Prämien) bei Arbeits­
platzveränderungen ,-
■ längere Kündigungsfristen für Ar­
beiter und Angestellte aller Alters­
gruppen.

Nadi den Vorstellungen der IG Che­
mie sollen durch den Tarifvertrag „die
durch technologische und organisato­
rische Maßnahmen, durch Verlagerun­
gen oder Stillegungen von Produktio­
nen oder Verwaltungen hervorgerufe­
nen Auswirkungen" erfaßt werden.
Technologisdie Maßnahmen sind zum
Beispiel: 1. Änderungen der bisherigen
Produktions- und Arbeitstechnik durch
Maschineneinsatz oder höhere Mecha­
nisierung oder Automatisierung der
bisherigen Anlagen; 2. Änderungen
der bisherigen Organisation, des Ma­
terial- und Transportflusses sowie
deren Mechanisierung oder Automati­
sierung; 3. wesentliche Änderungen
der bisherigen vom Arbeitnehmer an­
gewandten fertigungstechnischen Ar­
beitsmethoden. Organisatorische Maß­
nahmen sind: 1. Vergabe von Arbeiten
an Fremdfirmen; 2. Verlagerung einer
Verwaltung.

Ergeben sich aus den genannten Grün­
den Auswirkungen für die Arbeitneh­
mer, so treten bestimmte, je nach Be­
triebszugehörigkeit gestaffelte Schutz­
maßnahmen in Kraft. Bei allen Maß­
nahmen „arbeiten Betriebsleitung und
Betriebsrat eng zusammen. Die Be­
triebsleitung hat den Betriebsrat recht­

zeitig von den geplanten Maßnahmen
zu unterrichten und die Einzelheiten
der Auswirkungen für die betroffenen
Arbeitnehmer mit ihm zu beraten.
Entlassungen sind erst dann in Erwä­
gung zu ziehen, wenn alle Möglichkei­
ten der Umsetzung (gegebenenfalls
nach vorausgegangener Umschulung)
voll ausgeschöpft sind."

Im einzelnen sieht der Gewerkschafts­
entwurf bei Wegfall des Arbeitsplat­
zes und Kündigung durch den Arbeit­
geber bestimmte Kündigungsfristen
vor, und zwar: nach 5 Jahren Be­
triebszugehörigkeit einen Monat zum
Monatsschluß; nach 10, 15, 20 und 25
Jahren Betriebszugehörigkeit 2, 3, 4
bzw. 6 Monate. Nach 25jähriger Be­
triebszugehörigkeit und Vollendung
des 50. Lebensjahres soll eine Kün­
digung nicht mehr erfolgen. Darüber
hinausgehende einzelvertragliche, ta­
rifliche oder gesetzliche Kündigungs­
fristen bleiben unberührt.

Bei technologischen und organisatori­
schen Maßnahmen, die zum Wegfall
des Arbeitsplatzes führen, sollen nach
Meinung der IG Chemie Entschädi­
gungen gezahlt werden, die nach einer
Betriebszugehörigkeit von 5 Jahren

IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIN

Wilhelm Gefeller:
Schluß mif dem Taktieren!

Harte Kritik an den politischen Ver­
säumnissen und Vertröstungen durch
die Parteien der Großen Koalition übte
der Vorsitzende der IG Chemie-Papier-
Keramik, Wilhelm Gefeller, auf der
Chemie - Industriegruppen - Konferenz
seiner Gewerkschaft am 9. und 10. Mai
in Frankfurt/Main. Den Politikern gab
er zu bedenken, daß die Bereitschaft
der Gewerkschaften zur Teilnahme an
der konzertierten Aktion nicht Schon­
zeit für die Große Koalition „und für
unsere Freunde in ihr" bedeute und
die Gewerkschaften abhalten werde,
„zur Sache zu kommen“. Auf den
Kampf der Studenten anspielend, sagte
Gefeller, er fürchte, „daß sich die ge­
werkschaftliche Ungeduld zwar an­
ders, aber nicht weniger heftig ent­
laden könnte, wenn nicht baJd mit dem
Taktieren, dem Vorsichherschieben,
den halben Wahrheiten und den hal­
ben Entscheidungen Schluß gemacht
wird". 

ein effektives Monatseinkommen be­
tragen sollen und sich im Abstand
von jeweils 5 Jahren bei einer Be­
triebszugehörigkeit von 45 Jahren bis
zu 12 Monatseinkommen steigern.

Der vorgelegte Rationalisierungs­
schutzvertrag für die chemische Indu­
strie ist ein erster Schritt der IG Che­
mie in der Richtung, die Arbeiter und
Angestellten wirksamer als bisher vor
den negativen Auswirkungen des tech­
nischen Fortschritts zu schützen und
sie in bescheidenem Umfang an den
Früchten der Rationalisierung teil­
haben zu lassen. Dies ist ein um so
berechtigteres Anliegen, da es bisher
ausschließlich die Chemieunternehmer
und -aktionäre gewesen sind, die von
Rationalisierung, Automation und
Technisierung profitiert haben.

So stieg die Produktion je Beschäf­
tigten von 1962 bis 1967 — verglichen
mit der Gesamtindustrie — um mehr
als das Dreifache. Demgegenüber la­
gen aber die Einkommen für die Ar­
beitnehmer, tariflich wie effektiv, mit
plus 3 Prozent Einkommenszuwachs
nur leicht über dem der Gesamtindu­
strie. Hatte die Chemie 1950 noch einen
Umsatz von 6,78 Milliarden DM, so
betrug er 1967 bereits 37,3 Milliarden
DM, und das, obwohl sich die Ge­
samtbeschäftigung im gleichen Zeit­
raum nur um 85,5 Prozent erhöht hat.
Von den großen Produktions-und Pro­
duktivitätsfortschritten in der Chemie
zeugt auch, daß von 1961 bis 1966 mit
einer nur-um 9,2 Prozent gestiegenen
Gesamtbelegschaft ein um 67,9 Prozent
größeres Produktionsvolumen und eine
um 59 Prozent höhere Arbeitsproduk­
tivität erreicht wurde.

In dieser für die Chemieunternehmer
so äußerst günstig verlaufenen Ent­
wicklung liegt auch die Erklärung da­
für, warum die Konzerne und Groß­
unternehmen schon seit Jahren Divi­
denden bis zu 21 Prozent ausschütten
können. Ganz zu schweigen von den
Milliarden DM, die in die Rücklagen
der Chemiegesellschaften wanderten.
Die Notwendigkeit eines Rationalisie­
rungsschutzabkommens ergibt sich
aber auch daraus, daß von immer we­
niger Arbeitnehmern immer größere
Werte geschaffen werden. Das hatte
zur Folge, daß nach Jahrzehnten mit
steigender Beschäftigtenzahl 1967 zum
ersten Mal ein Rückgang der Beschäf­
tigung um 1 Prozent eintrat, obwohl
die Produktion der chemischen Indu­
strie weiter um 9 Prozent zunahm. Ein
Vorgang, der als ein Alarmsignal be­
trachtetwerden muß und der bestätigt,
daß auch für die chemische Industrie
schleunigst ausreichende Schutzverein­
barungen getroffen werden sollten.
Angesichts dieser bedrohlichen Situ­
ation sowie der Tatsache, daß die Ar­
beiter und Angestellten der chemischen
Industrie bei der Lohnrunde 1968 mit
Lohn- und Gehaltserhöhungen von
5,2 Prozent abgespeist worden sind,
muß jetzt die IG Chemie-Papier-Kera­
mik zumindest in puncto Rationalisie­
rungsschutzabkommen hart bleiben.

Bü.
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Den Reallohn-Stopp beenden!

Die Unternehmergewinne schnellen in die Höhe
Lohnzulagen werden von Preisen und Steuern verzehrt

Wie vorauszusehen und wie von Unternehmern mit Hilfe staatlicher Wirtschafts­
politik konzipiert, kommt der allenthalben festgestellte Aufschwung der Wirt­
schaft im Bereich der Beschäftigung und der Löhne am zögerndsten voran.
Anfang des Jahres hat in diesem Zusammenhang der DGB mit Nachdruck darauf
hingewiesen, daß aus der Nichtbeachtung der gewerkschaftlichen Vorschläge
durch die Regierung zu schließen sei, man wolle die Konjunktur zwar fördern,
aber nicht so weit, um wieder Vollbeschäftigung zu erreichen. Darin komme die
Auffassung zum Ausdruck, daß eine „Reservearmee" Arbeitsloser das wirk­
samste Mittel gegen die aktive Lohnpolitik der Gewerkschaften sei.

Nachdem schon Anfang Dezember im
vierten Jahresgutachlen des Sachver­
ständigenrats zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
unter Berücksichtigung dieser Politik
der Bundesregierung vermerkt wor­
den war, die Arbeitslosigkeit werde
1968 nur um 100 000 bis 150 000 gegen­
über dem Vorjahr zurückgehen, wird
dies nun auch vom Institut für Wirt­
schaftsforschung noch einmal bestä­
tigt. „Vieles spricht dafür", so heißt
es in der jüngsten Einschätzung die­
ses Instituts, „daß die bis zur Jahres­
mitte zu erwartenden Produktions­
steigerungen überwiegend durch Mehr­
leistungen je Beschäftigten ... er­
bracht werden" (Wochenbericht des
DIW, Nr. 13 v.29.3. 1968).

Die Unternehmer werden also dafür
sorgen, daß der Arbeitsmarkt weiter
„entspannt" bleibt. Schon mahnen sie
mit Nachdruck, daß es Zeit sei, in ver­
stärktem Umfang wieder ausländische
Arbeitskräfte anzuwerben. Ein Erfolg
dieser Politik bringt doppelten Gewinn:
er drückt die Arbeitsleistung nach
oben und verhindert ein Ansteigen
der Löhne.

Tatsächlich ist — vor allem in der In­
dustrie — die Arbeitsleistung in den
letzten Monaten in einem Maß gestie­
gen wie nie zuvor. Die Produktivität
stieg, immer gegenüber dem gleichen
Vorjahresmonat, im Oktober 1967 um
11 Prozent, im November um 11 Pro­
zent und im Dezember sogar um
17 Prozent. Natürlich ist ein Teil die­
ser Steigerung der nun endlich wie­
der zunehmenden Kapazitätsauslastung
zuzurechnen, die das Verhältnis von
Arbeitskräfteeinsatz und Arbeits-Er­
gebnis näher ans Optimum heranrük-
ken läßt. Aber dieses Resultat wider­
spiegelt zugleich eine unter dem Druck
der Arbeitslosigkeit bedeutend ge­
steigerte Arbeitsintensität. Und in je­
dem Fall bringt es eine enorme Ver­
besserung der Kostenlage in der In­
dustrie zum Ausdruck.

Wirtschaftswachstum und Produktivi­
tätssteigerung weisen schon darauf
hin, daß die Fortsetzung der seit über
einem Jahr anhaltenden Lohnpause in
keiner Weise berechtigt ist. Noch
deutlichere Hinweise in dieser Rich­
tung geben aber die Profite. Schon im

IV. Quartal 1967 sind die entnomme­
nen Gewinne um 1,5 Prozent, die
nicht entnommenen um nicht weniger
als 36 Prozent gegenüber dem glei­
chen Vorjahreszeitraum gestiegen.
Dies setzte sich im I. Quartal 1968
fort: die nichtentnommenen Gewinne
stiegen hier sogar um 100 Prozent und
haben damit alle bisherigen Rekorde
übertroffen. In der gleichen Zeit aber
blieb die Lohn- und Gehaltssumme
faktisch unverändert (IV. Quartal 1967
— 0,5 v. H. und I. Quartal 1968
+ 1 v. H. gegenüber dem gleichen
Vorjahreszeitraum).

Diese Diskrepanz zwischen der Ein­
kommensentwicklung der Unterneh­
mer und der in abhängiger Stellung
Beschäftigten kann nicht ohne Aus­
wirkung für die künftige Wirtschafts­
entwicklung bleiben. Wird sie nicht
beseitigt, so kann sich der angelau­
fene Wirtschaftsaufschwung nicht weit
über die „Talsohle" des letzten Jahres
erheben. Dies stellen auch die wirt-

Nach dem Scheitern zweier Schlich­
tungsverhandlungen in der Hohlglas­
industrie hat der Hauptvorstand der
IG Chemie-Papier-Keramik den An­
trag der zuständigen Tarifkommission
auf Urabstimmung genehmigt. Gleich­
zeitig erklärte die Tarifkommission den
Arbeitgebern ihre weitere Verhand­
lungsbereitschaft über die Forde­
rungen:

■ Einführung eines Bildungsurlaubs
von drei Wochen;
■ Erhöhung der Prämienmindestver­
dienstgrenze von 10 auf 12 Prozent;
■ Tarifierung des Weihnachtsgeldes
unter Anrechnung bisher gezahlter Lei­
stungen oder Streichung der arbeits­
freien Tage (Samstage) als Urlaubs­
tage;
■ Erhöhung des zusätzlichen Urlaubs­
geldes von 12 auf 14 DM pro Tag.

Diese Forderungen gelten für rund
30 000 Beschäftigte der Hohlglasindu- 

schaftswissenschaftlichen Forschungs­
institute fest: „Im ersten Quartal do­
minierte die Lagerbildung, im zweiten
kann mit vermehrten Anlagekäufen
gerechnet werden. Doch dann muß der
private Verbrauch folgen. Deshalb
kommt den jetzt anstehenden Lohn­
verhandlungen große Bedeutung für
die weitere gesamtwirtschaftliche Ent­
wicklung zu. Sie sollte nicht unter
5 v. H. Tariflohnsteigerung abschlie­
ßen" (Wochenbericht des DIW, Nr. 15
v. 10.4. 1968).

Dazu ist zu bemerken, daß infolge
steigender Preise und Steuern eine
5prozentige Tariflohnerhöhung ledig­
lich einen gleichbleibenden Reallohn
garantiert. Von den Ergebnissen der
Produktivitätssteigerung erhalten die
Arbeitnehmer nichts. Die Arbeitgeber­
verbände aber sträuben sich beharr­
lich, den volkswirtschaftlichen Not­
wendigkeiten und berechtigten Forde­
rungen der Gewerkschaften Rechnung
zu tragen und eine Beendigung der
Lohnpause zuzulassen.

Wo bleibt also die „konzertierte Ak­
tion", die so gut funktionierte, als
volkswirtschaftlich angeblich der fak­
tische Lohnstopp vonnöten war? Und
wo bleibt die „soziale Symmetrie" in
einer Zeit, da dieser Lohnstopp trotz
Steigerungen der Produktivität und
der Profite fortgesetzt wird? Konzer­
tierte Aktion und soziale Symmetrie
entpuppen sich als zwei Seiten der­
selben Medaille, als ein Versuch, die
Gewerkschaften auf einen sozialpart­
nerschaftlichen Kurs zu drücken und
die Interessen der Arbeiter und An­
gestellten denen des Großkapitals un­
terzuordnen. Es wird höchste Zeit, daß
die Gewerkschaften für Änderung
sorgen. Dr. Tu.

strie in etwa 150 Betrieben. Da die
Unternehmer unter Einflußnahme der
Bundesvereinigung Deutscher Arbeit­
geberverbände (BDA) die Gewerk­
schaftsforderungen auf Bildungsurlaub
und Tarifierung des Weihnachtsgeldes
als tarifpolitische Tabus zurückwiesen,
kam es im Mai in zehn Betrieben be­
reits zu Protest- und Warnstreiks.
Diese Aktionen unterstreichen, daß
die Arbeitnehmer dieser Industrie­
branche nicht bereit sind, die BDA-
Fernsteuerung des Vereins der Glas­
industrie hinzunehmen.

„Wenn es in der Hohlglasindustrie
wie im vergangenen Jahr in der Kau­
tschukindustrie, zur Urabstimmung
und zum Streik kommt, trifft dafür vor
allem die Bundesvereinigung der Deut­
schen Arbeitgeberverbände die Ver­
antwortung", erklärte die Gewerk­
schaft. Bis Redaktionsschluß dieser
Ausgabe stand der Termin für die Ur­
abstimmung noch nicht fest.

Streik für Bildungsurlaub?
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Demokratisierung im öffentlichen Dienst!

Gewerkschaften fordern größere Beteiligungsrechte

und Novellierung des Personalvertretungsgesetzes

Die verstärkte Diskussion um die Forderungen der Gewerkschaften nach erwei­
terter Mitbestimmung betrifft in erster Linie den Bereich der Privatwirtschaft.
Mitbestimmung im öffentlichen Dienst — darüber wird kaum diskutiert. Jedoch
haben sich die DGB-Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes — die Gewerk­
schaft der Eisenbahner Deutschlands, die Deutsche Postgewerkschaft, die
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft und die Gewerkschaft Öffentliche
Dienste, Transport und Verkehr — schon seit Jahren mit Nachdruck für eine
Demokratisierung der Verwaltungen durch erweiterte Mitbestimmung eingesetzt.

Ähnlich wie auf der im vergangenen
Jahr durchgeführten 5. Bundes-Perso­
nalrätekonferenz der DPG wird auch
auf der bevorstehenden 7. Bundes-
Personalrätekonferenz der GdED, die
am 11. und 12. Juni in Stuttgart statt­
findet, die Mitbestimmung in den Ver­
kehrsverwaltungen des Bundes im
Mittelpunkt der Beratungen stehen.
Der Leiter der Abteilung Beamte beim
Bundesvorstand des DGB, Waldemar
Reuter, betonte in seiner Begrüßungs­
rede auf der Personalrätekonferenz
der DPG, die Gewerkschaften stünden
heute in einer doppelten Kampfstel­
lung. Sie müßten die Angriffe auf die
Mitwirkungsrechte abwehren und sich
zugleich um eine Verbesserung und
Erweiterung dieser Rechte bemühen.
Besonders auf dem Gebiete des Perso­
nalrätewesens leiste eine Sonderkom­
mission, die für die Beratung der
Probleme unter Beteiligung der be­
troffenen Gewerkschaften beim Bun­
desvorstand des DGB gebildet wor­
den sei, konkrete Vorarbeit.

Nadi dem ersten Weltkrieg wurden
die ersten Ansätze für eine Mitbestim­
mung im Bereich der Verwaltungen
geschaffen. Durch eine Verordnung
wurden 1922 Beiräte bei der Reichs­
bahn gebildet. Für die Reichspost
wurde 1926 durch das Reichspostfi-
nanzgeselz die Möglichkeit gegeben,
Gewerkschaftsvertreter in den Ver­
waltungsrat zu entsenden. Nadi 1945
gaben die Besatzungsmädite auch den
Verwaltungsbehörden die Möglich­
keit, Betriebsräte zu bilden. Länder­
gesetze lösten später das alliierte
Kontrollratsgesetz ab. Dai heute gül­
tige „Gesetz über die Pcisonalvertre-
tungen in den öffentlichen Verwal­
tungen und Betrieben" (Personalver­
tretungsgesetz) vom 5. 8. 1955 und die
Personalvertretungsgesetze der Bun­
desländer haben schließlich die weit­
aus besseren Betriebsrätegesetze der
Länder abgelöst.

Der „Deutsche Beamtenbund", der nach
1950 als Konkurrenzorganisation des
DGB geschaffen wurde und in seinen
Reihen eine Unmenge kleiner und
kleinster Verbände und Vereine be­
rufsständischer Art als Mitglieder hat,
sprach damals von einer „Bolsche-
wisierung" der öffentlichen Verwal­
tungen. „Chef muß Chef bleiben" lau­
tete eine der unsinnigen Ansichten der

Verbandsfunktionäre des Beamten­
bundes, der sich heute als „Gewerk­
schaftsbund der Berufsbeamten" ver­
stehen will. Vor der Verabschiedung
des Personalvertretungsgesetzes muß­
te sich der DGB also nicht nur mit
den geradezu reaktionären Absichten
der Verfasser des Gesetzentwurfs für
ein PersVG herumschlagen, sondern
auch die konservativen Vorstellungen
der übrigen Beamtenverbände be­
kämpfen.

Das Personalvertretungsgeselz ist das
schwächste Glied der vier bisher ver­
abschiedeten Mitbestimmungsgesetze.
Es betraf beim Inkrafttreten rund
800 000 Beamte und 1,2 Millionen Ar­
beiter und Angestellte des öffent­
lichen Dienstes. Heute sind fast drei
Millionen Beschäftigte beim Bund, den
Ländern, den Gemeinden und den
Körperschaften tätig. Das sind fast
5 Prozent der Bevölkerung und über
ein Zehntel aller Erwerbstätigen der
Bundesrepublik.

Nach über einem Jahrzehnt Erfahrung
mit dem PersVG zeigt sich, daß die
Beteiligungsrechte des Gesetzes nicht
ausreichen, eine Demokratisierung der
Verwaltung sicherzustellen. Diese zu­
treffende Feststellung konnte man be­
reits vor über zwei Jahren einem Ar­
tikel der DGB-Zeitschrift „Der Deut­
sche Beamte" 2/1966 entnehmen. Lei­
der liegt kaum wissenschaftliches Ma­
terial über die Mitbestimmung im Öf­
fentlichen Dienst vor, das die gewerk­
schaftlichen Erfahrungen erhärten
könnte.

Der zweite stellvertretende Vorsit­
zende der DPG, Gustav Fehrenbach,
nannte auf der schon erwähnten Kon­
ferenz drei Ebenen, auf denen es
gelte, die derzeitigen gesetzlichen Re­
gelungen zu verbessern:

1. Erweiterung der Beteiligungsrech­
te der Spitzenorganisationen der
zuständigen Gewerkschaften ge­
mäß § 94 Bundes-Beamtengesetz;

2. Berücksichtigung der Grundsätze
des Mitbestimmungsgesetzes von
1951 im Bereich der Bundespost
auch bei der Zusammensetzung des
Postverwaltungsrats;

3. Änderung des Personalvertretungs­
gesetzes in wesentlichen Punkten.

In seinem Erfahrungsbericht über das
PersVG stellte der Leiter des Sekre­
tariats für Personalräte beim Haupt­
vorstand der DPG, Kurt Stock, klar:
Der Personalrat ist so stark wie die
ihn stützende Gewerkschaft Bewußt
haben die Urheber des PersVG die
Rechte der Gewerkschaften in den Ver­
waltungen geschwächt. Analog zum
Betriebsverfassungsgesetz spricht § 55
PersVG von einer „vertrauensvollen"
Zusammenarbeit des Personalrates,
der Dienststelle und der in der Dienst­
stelle vertretenen Gewerkschaften.

Eine der wesentlichen Anderungsfor-
derungen zum PersVG ist jene, wo­
nach den Personalräten das Recht auf
gewerkschaftliche Betätigung in den
Verwaltungen eingeräumt werden soll.
Entsprechend einer Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts ist es den
gewählten Vertretern des Personals
nicht erlaubt, sich am Arbeitsplatz
gewerkschaftlich aktiv zu betätigen,
obwohl sie gerade als Gewerkschafter
gewählt worden sind und auf einer
gewerkschaftlichen Liste zu den Per­
sonalratswahlen kandidiert haben.
Hier wird ein Gegensatz Personalrat —
Gewerkschaft konstruiert, der absolut
nicht vorhanden ist. Die Beteiligung
der Personalräte an Rationalisierungs­
maßnahmen und organisatorischen Än­
derungen ist eine weitere Forderung,
die in den Novellierungsvorschlag des
DGB aufgenommen werden muß. Die
DPG hat bereits einen Sozialplan ent­
wickelt und vorgeschlagen.

In einer Entschließung der 5. Bundes-
Personalrätekonferenz der Deutschen
Postgewerkschaft fordern die Dele­
gierten eine beschleunigte Novellie­
rung des Personalvertretungsgesetzes.
Im wesentlichen müssen nach Ansicht
der Personalvertreter folgende Ände­
rungen getroffen werden:

1. Die Beteiligungsrechte der Perso­
nalvertretungen sind so zu erwei­
tern, daß eine wirksamere Vertre­
tung des Personals als bisher mög­
lich ist. Wichtige soziale, perso­
nelle und organisatorische Maßnah­
men der Verwaltungen sind in die
formelle Mitbestimmung einzube­
ziehen.

2. Die Rechtsstellung der Personalräte
und der Personaljugendvertretun­
gen ist so zu verbessern, daß Be­
nachteiligungen und Behinderungen
infolge der Ausübung des Personal­
ratsamtes ausgeschlossen sind.

Ohne Zweifel ist es eine dringende
Aufgabe aller DGB-Gewerkschaften —
nicht nur der Organisationen des öf­
fentlichen Dienstes — über eine No­
vellierung des Personalvertretungsge­
setzes auf die dringend notwendige
Demokratisierung im Bereich der öf­
fentlichen Verwaltungen und Dienst­
leistungen hinzuwirken. Es versteht
sich von selbst, daß bei dem Kampf
um mehr Mitbestimmungsrechte in
der privaten Wirtschaft die Beamten,
Arbeiter und Angestellten im öffent­
lichen Dienst nicht übersehen werden
können. U. S.
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8. Jugendkonferenz der IG Metall

Kritische Worte zur Politik der Großen Koalition
Für stärkeres politisches Engagement der Arbeiterjugend

Die Unruhe unter der Jugend der Bundesrepublik beschränkt sich nicht nur auf
die akademische Jugend. Auch die Arbeiterjugend ist nicht bereit, widerspruchs­
los zu respektieren, was Parteien und Regierung ihr zumuten. Die engagierte
Jugend unseres Landes hat ihre Verantwortung in dieser Zeit erkannt und ist
gewillt, für das ihr zustehende Recht auf Mitbestimmung in allen sozialen und
politischen Entscheidungen zu kämpfen. Das ist der bleibende Eindruck von den
Entschließungen, Anträgen und Diskussionsreden auf der 8. Bundesjugendkon­
ferenz der IG Metall, die am 9. und 10. Mai 1968 in der Stadthalle Köln-Mühl-
heim durchgeführl wurde. Die Konferenz stand unter dem Motto: „Gegen eine
Gesellschaft von gestern — mit der Jugend von heute — zur Gesellschaft von
morgen!" 240 Delegierte vertraten 273 000 organisierte junge Metallarbeiter und
-angestellte.

Das gestiegene politische Interesse und
die größere Aktivität der jungen Me­
taller fand seinen äußeren Ausdruck in
der Vielzahl der vorliegenden Anträge
und Entschließungen. Im Vergleich zur
letzten Jugendkonferenz, auf der 78
Anträge behandelt wurden, lagen die­
ser Konferenz 246 Anträge, elf Initia­
tivanträge und drei Entschließungen
zur Beratung und Beschlußfassung vor.

Im Vordergrund der Beratungen stan­
den gesellschafts- und sozialpolitische
Fragen. So wurde in 19 Anträgen der
amerikanische Krieg in Vietnam ver­
urteilt, zehn Anträge forderten die
Aufnahme von Kontakten zu Jugend­
organisationen der DDR, sechs die
Herabsetzung des Wahlalters, sieben
befaßten sich mit dem Rechtsradikalis­
mus, 24 forderten den entschiedenen
Widerstand der Gewerkschaften gegen
die Notstandsgesetze, ein Antrag
sprach sich für die Wiederzulassung
der KPD aus, 12 traten für größere
Rechte der Jugendvertreter, 13 für
Kündigungsschutz der Jugendvertre­
ter und 15 für eine Verbesserung der
Berufsausbildung ein.

Unter den zahlreichen in- und aus­
ländischen Gästen, die zu Beginn der
Konferenz von Georg Benz begrüßt
wurden, befanden sich erstmalig zwei
Vertreter der sowjetischen Metall-und
Hüttenarbeitergewerkschaft.

Lehrlingsentlohnung unter
europäischem Niveau

Wie es in dem von der Abteilung
Jugend beim Hauptvorstand der IG
Metall schriftlich vorgelegten Ge­
schäftsbericht heißt, gab es 1967 in den
Metallbetrieben 5858 junge Vertrau­
ensleute. 83 Prozent aller neugewähl­
ten Jugendvertreter gehören der IG
Metall an. Die Lehrlingsentlohnung
habe trotz geringfügiger Erhöhung in
der Berichtsperiode noch immer nicht
den in Europa üblichen Maßstab er­
reicht.

In dem mündlichen Geschäftsbericht
ging Otmar Günther von der Abtei­
lung Jugend beim Hauptvorstand der

J0

IG Metall besonders auf diese Proble­
matik ein. Er forderte eine dringende
Verbesserung der Lehrlingsentloh­
nung, Kündigungsschutz für Jugend­
vertreter und Herabsetzung des Wahl­
alters auf 18 Jahre. Er kritisierte
ebenfalls die zentralistischen Tenden­
zen des Bundesjugendringes und die
Versuche des Familienminisleriums,
die Jugendarbeit durch staatliche Ein­
griffe zu beschneiden.

Zu folgenden wichtigen Problemen
verabschiedeten die Delegierten der
IG - Metall - Jugendkonferenz Anträge
und Entschließungen:

— Für Stimmrecht der Jugendaus­
schuß-Vorsitzenden in denOrtsver-
waltungen;

— für bessere gewerkschaftliche Be­
treuung der Bundeswehrsoldaten;

— für 14tägigen bezahlten Bildungs­
urlaub;

— für Gleichstellung der Betriebs-
jugendverlreter mit den Betriebs­
räten und tarifvertraglichen Schutz
für gewerkschaftliche Vertrauens­
leute;

— für zusätzliches Urlaubsgeld für
Lehrlinge und Festlegung der Lehr­
lingsvergütung in prozentualem
Verhältnis zum Facharbeiterlohn;

— für ein 9. bis 10. Schuljahr und
eine Demokratisierung der Schulen;

— für gesetzliche Regelung des Mit­
bestimmungsrechts in der Berufs­
ausbildung und Erweiterung der
paritätischen Mitbestimmung,-

— für Erweiterung der gewerkschaft­
lichen Ostkontakte und Aufhebung
des Kontaktverbots des IBFG;

— für Austausch von Gewaltverzichts­
erklärungen mit allen sozialisti­
schen Ländern;

— für Anerkennung der Oder-Neiße-
Grenze als endgültige deutsche
Ostgrenze;

— für Solidarität mit der Studenten­
bewegung und Zusammenarbeit
von Studenten und Arbeitnehmern;

Die Jugendbildungsarbeit wurde von
Gerd Lütgert, Sachbearbeiter in der
Jugendabteilung, behandelt. Er nannte
als Ziel dieser Arbeit: „Ein gesellschaft­
liches Problem- und Standortbewußt­
sein zu entwickeln und Kenntnisse zu
vermitteln, die die jungen Mitglieder
zur praktischen Gewerkschaftsarbeit
befähigen." Lütgert trat gerade bei der
Bildungsarbeit für eine enge Zusam­
menarbeit zwischen akademischer und
Arbeiterjugend ein. Eine solche Allianz
sei notwendig, um das herrschende
Bildungssyslem zu durchbrechen. Die
Parolen müßten lauten: „Öffnet den
Arbeitern und Angestellten die Tore
der Universitäten“ und: „Studenten
hinein in die Betriebe!"

Siegfried Müller von der Abteilung
Jugend im IG-Metall-Vorstand beschäf­
tigte sich in seinem mündlichen Be­
richt mit der Jugendgruppenarbeit und
der Berufsausbildung. Er gab bekannt,
daß im Bundesgebiet 466 Orts- und
161 Betriebsjugendgruppen tätig sind.
Als Schwerpunkt der gewerkschaft­
lichen Jugendarbeit nannte er die Ar­
beit mit den Klassensprechern und
Schülerparlamenten an den Berufs­
schulen. Wichtigste Aufgabe der Schü­
lermitverantwortung sei das Mitspra-

— für Zusammenarbeit mit der Kam­
pagne für Demokratie und Abrü­
stung und stärkere Beteiligung an
den Ostermärschen;

— für die Wiederzulassung der KPD;
— für Kontrolle des Verfassungs­

schutzes;
— gegen die Notstandsgesetzgebung;
— gegen den Rechtsradikalismus und

ein Verbot der NPD;
— für eine Demokratisierung des

Pressewesens;
— für die Herabsetzung des Wahl­

alters auf 18 Jahre;
— für den Austritt der Bundesrepublik

aus der NATO und der DDR aus
dem Warschauer Pakt;

— für eine atomwaffenfreie Zone;
— für schrittweise Abrüstung, bei der

die Bundesrepublik mit dem stu­
fenweisen Abbau der Bundeswehr
vorangehen soll;

— gegen die Große Koalition;
— für Aufnahme diplomatischer Be­

ziehungen zu allen sozialistischen
Ländern;

— für Verurteilung der Diktaturen in
Spanien, Portugal und Griechen­
land;

— für die Verurteilung des amerika­
nischen Krieges in Vietnam;

— gegen ein Verbot des SDS;
— gegen die Drohung des SPD-Vor­

standes, der Repressalien gegen
den linken Flügel der SPD ange­
kündigt hatte.

Die wichtigsten Beschlüsse



SDAJ — eine neue Jugendorganisationcherecht bei der Behandlung des Lehr­
stoffes, die Förderung des Polilikunter-
richts und die Einrichtung politischer
Arbeitskreise und Schülerzeitungen.
Müller kritisierte das System der Be­
rufsausbildung in der Bundesrepublik.
Es weise unverantwortliche Mängel
auf. Methode und Form der Berufs­
schulen entsprächen den Bedürfnissen
des 19. Jahrhunderts. Nur etwa 20 bis
25 Prozent aller Lehrlinge würden
unter Bedingungen ausgebildet, die
den Anforderungen von heute ent­
sprechen.

Sehr unterschiedlich war das Echo und
die Reaktion der Delegierten auf das
Referat von Otto Brenner, der u. a.
ausführte: Die Politik der Stärke sei
überholt. Unsere demokratische Ord­
nung habe durch Ereignisse der letz­
ten Zeit an Glaubwürdigkeit einge­
büßt. Mit den Notstandsgesetzen wer­
de das Grundgesetz ausgehöhlt und
die parlamentarische Demokratie ge­
fährdet. Der Rechtsradikalismus ge­
winne wieder an Boden. „Die in den
Notstandsgesetzen vorgesehene totale
Militarisierung des Arbeits- und Zivil­
lebens stört die Entspannungsbemü­
hungen und ist ganz sicher keine Un­
terstützung der Anstrengungen unse­
res Bundesaußenministers auf diesem
Gebiet", sagte Brenner. Diese Gesetze
würden verhindern, daß aus der Bun­
desrepublik der soziale Rechtsstaat
wird, wie ihn das Grundgesetz fordert.
„Wir können nicht zulassen, daß die
Demokratie im Namen der Demokra­
tie beseitigt wird."

Brenner verteidigt Haltung
zur Notstandsgesetzgebung

Diese Ausführungen Brenners fanden
den ungeteilten Beifall der Delegier­
ten. Doch die zahlreichen und leiden­
schaftlichen Diskussionsbeilräge, in
denen die Delegierten entscheidende
Kampfmaßnahmen bis zur Durchfüh­
rung von Warn- und Generalstreiks
gegen die Verabschiedung der Not­
standsgesetze forderten, in denen sie
die Unterstützung der Arbeit sozial­
demokratischer Minister, wie Schiller,
innerhalb der Großen Koalition durch
Otto Brenner kritisierten und eine
bedingungslose Unterstützung der
außerparlamentarischen Opposition
durch die Gewerkschaften verlangten,
zwang ihn, das für den gleichen Abend
vorgesehene Schlußwort auf den näch­
sten Tag zu verschieben.

In diesem Schlußwort, das nicht den
Erwartungen der Mehrheit der Dele­
gierten entsprach, führte Otto Brenner
u. a. aus: In ihrer kompromißlosen Ab­
lehnung jeder zusätzlichen Notstands­
gesetzgebung sei die IG Metall nie­
mals schwankend geworden. Aller­
dings habe sie 1962 den Streik als Mit­
tel zur Verhinderung der Notstands­
gesetze ausdrücklich aufgegeben, weil
sie nicht gegen die Mehrheit des Bun­
destages habe vorgehen können. Jede

Aus allen Teilen der Bundesrepublik
waren Anfang Mai 214 junge Dele­
gierte und 186 Gäste nach Essen ge­
kommen, um im „Schloß Borbeck"
eine neue Jugendorganisation, die
„Sozialistische Deutsche Arbeiterju­
gend“ (SDAJ) zu gründen. Der Dort­
munder Journalist Rolf-Jürgen Prie-
mer wurde zum Vorsitzenden gewählt.
Die SDAJ versteht sich als Jugend­
organisation, die sich zum Marxismus
bekennt.

Zum Selbstverständnis der Organisa­
tion erklärte Priemer: „Die SDAJ steht
auf dem Boden des Grundgesetzes und
tritt für die volle Verwirklichung und
den weiteren Ausbau der Grundrechte
und demokratischen Prinzipien in Staat
und Wirtschaft ein." Der Kampf um
Demokratie in der Bundesrepublik sei
für junge Marxisten Klassenkampf.

In einem von den Delegierten verab­
schiedeten Aktionsprogramm wird u.
a. festgeslellt: „Die kapitalistische Ord­
nung der Ausbeutung und Unterdrük-
kung, der Kriege und Krisen kann der
Jugend keine sichere Zukunft bieten."
Die Interessen der Jugend konsequent 

andere Entscheidung wäre politisches
Abenteurertum gewesen. Die Befür­
worter der Notstandsgesetze warteten
nur darauf, daß sich die Notstands­
gegner bestimmte Blößen gäben. Die
IG Metall sei darauf angewiesen ge­
wesen, den Weg demokratischer Über­
zeugung zu gehen. Das habe sie kon­
sequent und unaufhörlich getan.

Brenner bestritt entschieden, daß die
Wirtschaftspolitik Prof. Schillers aus­
schließlich zu Lasten der Arbeitneh­
mer gegangen sei. Er habe für die Ten­
denz und das Ziel mancher Angriffe
auf Prof. Schiller kein Verständnis.
Wörtlich sagte Brenner: „Ist denn etwa
die Einführung planerischer Elemente
in unsere Wirtschaft eine verachtens­
werte Kleinigkeit? Bedeutet es nichts,
wenn Bundeswirtschaftsminister Schil­
ler offen Lohn- und Gehaltserhöhun­
gen und ihre effektive Auswirkung
fordert, wenn er sich für ein starkes
Wirtschaftswachstum, für Vollbeschäf­
tigung einsetzt und das von uns vor­
gelegte Ralionalisierungsschutzabkom-
men begrüßt?"

Mit Antworten unzufrieden

Otto Brenner konnte offensichtlich
nicht verstehen, daß diese Argumente
für die jungen Gewerkschafter nur
Scheinargumente sind, daß sie nicht
die Frage beantworten, warum denn
unter Erhard die Wirtschaft schon mal
viel besser florierte als heute und was
die Schiller-Verteidiger wohl sagen,
wenn in zwei oder drei Jahren der 

zu vertreten — für die nahe Zukunft
und vorbeugend für das Jahr 2000 —
erfordere eine auf der Grundlage des
wissenschaftlichen Sozialismus entwik-
kelte Politik für die Jugend.

Die SDAJ plädiert für die Herabsetzung
des Wahlalters auf 18 Jahre. Insbeson­
dere beabsichtigt sie, gewerkschaftliche
Forderungen zu unterstützen wie: glei­
cher Lohn für gleiche Arbeit; Mitbe­
stimmung der Jugendvertreter; Schaf­
fung eines einheitlichen Berufsausbü-
dungsgesetzes; Einführung eines tarif­
lich geregelten und bezahlten 14tägi-
gen Bildungsurlaubs; Einführung der
zehnklassigen politechnischen Gesamt­
schule usw. Die SDAJ unterstützt die
Forderungen der Studenten nach Mit­
bestimmung in allen Entscheidungs­
gremien der Universitäten sowie nach
der Hochschul- und Studienreform.

In einem Appell an die jungen Arbei­
ter und Angestellten, an Schüler und
Studenten spricht der Gründungskon­
greß davon, daß der spontane Kampf
der Jugend gegen das Unrecht von nun
an ein organisierter Kampf sein werde;
dazu wolle die SDAJ beitragen. -GG- 

nächste kapitalistische Krisenzyklus
einsetzt? Das Problem ist, daß Prof.
Schiller und seine sozialdemokratischen
Minister- und Parteikollegen an dem
kapitalistischen Grundlagen und Ur­
sachen der Krisen nichts zu ändern
vermögen und nichts ändern wollen.

Der Delegierte Thomas Bittner kam
der Sache viel näher, als er forderte,
mit der pauschalen Verteidigung der
SPD aufzuhören: „Man sollte die
Kräfte in der SPD, die arbeitnehmer­
feindlich eingestellt sind, genau so wie
andere, die arbeitnehmerfeindlich ein­
gestellt sind, bekämpfen. Man sollte
also kein Blatt vor den Mund nehmen."
Die jungen Gewerkschafter fühlen sich
ganz einfach irritiert, wenn sie sehen,
wie Gewerkschaftsfunktionäre bei so-
sozialdemokratischen Politikern und
Ministern zu verdecken und beschöni­
gen suchen, was sie Repräsentanten
der CDU/CSU nicht durchgehen lassen
und ganz sicher um die Ohren schlagen
würden.

Mit der Jugendkonferenz der IG Me­
tall, die für nahezu ein Drittel aller im
DGB organisierten jugendlichen Ge­
werkschafter sprach, hat das konstruk­
tive Unbehagen der jungen Generation
in der Bundesrepublik eine stark be­
achtete Plattform gefunden. Die Be­
schlüsse der Konferenz werden in den
nächsten Monaten Richtschnur der Ak­
tivität der jungen Metallgewerkschaf­
ter sein. Aber nicht nur ihnen, son­
dern der gesamten Organisation kön­
nen und sollten sie Auftrieb und An­
sporn im täglichen Ringen für eine
bessere Gesellschaft sein. -GG-
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Lederarbeiter tragen die Krisenlast

Bilanz und neue Aufgaben einer „kleinen“ Gewerkschaft

Vom Kongreß der DGB-Gewerkschaft Leder

In der Stadt der Lederwaren-Industrie,
in Offenbach am Main, führte die Ge­
werkschaft Leder vom 13. bis 17. Mai
1968 mit 110 Delegierten, darunter
23 Frauen, ihren 9. Gewerkschaftstag
durch. In 10 verschiedenen Entschlie­
ßungen nahmen die Delegierten zu
politischen, gewerkschaftspolitischen
und sozialen Fragen Stellung und leg­
ten für die nächste Zeit die Aufgaben
ihrer Organisation fest.

Im einzelnen fordert die Gewerkschaft
Leder in den Entschließungen die Be­
endigung des Krieges in Vietnam, die
Fortsetzung der Ostkontakte der Ge­
werkschaften, wirksame Aktivität ge­
gen den Rechtsextremismus, vor allem
gegen die NPD. Der Gewerkschaftstag
fordert alle demokratischen Kräfte auf,
sich zu einer kompromißlosen und ak­
tiven Abwehr des Neonazismus zu­
sammenzufinden.

Gegen Pressekonzentration, für Er­
haltung der Meinungs- und Pressefrei­
heit, für Mitbestimmung und Erweite­
rung der Rechte der Arbeitnehmer im
Betrieb sowie für die aktive Lohnpoli­
tik sprechen sich weitere Entschlie­
ßungen aus. Letztere erhebt die For­
derung nach Schutzverträgen gegen so­
ziale Härten als Folge der technischen
Entwicklung und Rationalisierung, vor
allem für die älteren Arbeitnehmer.
Beseitigung der Ortsklassen und Ver­
längerung des Urlaubs sind weitere
Forderungen. Bei der Frauenarbeit
wird auf ein krasses Mißverhältnis
zwischen der Notwendigkeit der Frauen­
erwerbsarbeit für die Volkswirtschaft
und der Bereitschaft, Schlußfolgerun­
gen daraus in bezug auf Erleichterun­
gen für im Erwerbsleben stehende
Frauen und Mütter zu ziehen, hinge­
wiesen. Verlangt werden konkrete
Verbesserungen des Mutterschutzge­
setzes sowie das ausnahmslose Verbot
für Akkord- und tempogebundene Ar­
beit.

Die zum Teil erst nach lebhafter Dis­
kussion gefaßten Beschlüsse bezeich­
nete der Vorsitzende der Organisation,
Adolf Mirkes, als einen Appell zum
Handeln. In seinem Referat veranschau­
lichte Adolf Mirkes an Hand von Zah­
len, daß die wirtschaftliche Rezession
des Jahres 1967 auch die Beschäftigten
in der Lederwirtschaft schwer betrof­
fen hat. So war die Lohnsumme in der
ledererzeugenden, der Schuh- und
lederverarbeitenden Industrie 1967 um
10 Prozent, das sind 100 Millionen DM,
niedriger als 1966. In dieser Zahl drük-
ken sich Entlassungen, Betriebsstill­
legungen und Kurzarbeit, aber auch
der von den Unternehmern rigoros
vorgenommene Lohnabbau aus. 17 300
Arbeiter und Angestellte verloren
ihren Arbeitsplatz, und die Zahl der 

ausländischen Arbeiter sank inner­
halb der Zeitspanne von September
1966 bis September 1967 um 4600.

Für die Arbeitgeber ist Tarifpolitik
nach wie vor Machlpolitik, erklärte
der 2. Vorsitzende, Gerhard van Haa­
ren. Als nächste Aufgabe bezeichnete
er die Erhöhung der Löhne und Ge­
hälter. Die Gewerkschaft erwarte da­
bei eine „den heutigen wirtschaftlichen
und tarifpolitiscben Umständen ent­
sprechende" Lohn- und Gehaltserhö­
hung, in der auch die Tatsache der ge­
ringen Verdienststeigerungen des
letzten Jahres Berücksichtigung finden
müsse.

In die Zeit, in der in Offenbach die
Delegierten tagten, fiel die zweite Le­
sung der Notstandsverfassung und
deren Verabschiedung im Bundestag.
Die Haltung der Abgeordneten, vor

Eine umfangreiche Problematik —
Organisationsfragen, Wirtschafts- und
Tarifpolilik sowie tagespolitische The­
men — erwartet die 300 Delegierten
der IG Bergbau und Energie, die am
23. Juni 1968 in Dortmund ihren 9. Ge­
werkschaftskongreß eröffnen. Die hohe
Zahl von 71 Sammelanträgen, be­
stehend aus 4479 Einzelanträgen, ver­
rät ein starkes gewerkschaftspoliti­
sches Interesse der gewerkschaftlich
organisierten Arbeitnehmer im Berg­
bau der Bundesrepublik; das sind rund
80 Prozent aller Beschäftigten dieser
Branchen.

Von den Sammelanträgen äußern sich
allein 199 zu Fragen der Wirtschafts­
und Tarifpolitik. Sehr stark im Vor­
dergrund steht die Mitbestimmung,
deren Ausdehnung auf alle Großunter­
nehmen der Bundesrepublik, unab­
hängig von der Rechtsform, verlangt
wird. Die Arbeitnehmervertreter sol­
len in allen wirtschaftlichen, sozialen
und personellen Fragen im Betrieb und
Unternehmen paritätisch mitbestim-
men. Mehrere Ortsgruppen fordern
den Hauptvorstand auf, ein Weißbuch
über das Verhalten der Zechenunter­
nehmer und ihre Praktiken während
der Kohlenkrise herauszubringen, um
die Öffentlichkeit darüber zu infor­
mieren.

Im politischen Bereich fordern Anträge
die Herabsetzung des aktiven Wahl­
alters auf 18 Jahre, die Ablehnung des
sogenannten Mehrheitswahlrechts, die
Aufnahme des Streik- und Demonstra­
tionsrechts in das Grundgesetz, eine
weltweite Abrüstung und entsprechende 

allem der gewerkschaftlich organisier­
ten, rief bei den Delegierten starken
Unwillen und heftige Kritik hervor.
Sie verwiesen mit Nachdruck auf die
für alle Gewerkschafter verbindlichen
gewerkschaftlichen Beschlüsse. In der
Diskussion kam die Meinung zum Aus­
druck, daß Abgeordnete, die sich nicht
an die Beschlüsse der Organisation
hielten, aus der Gewerkschaft auszu­
schließen seien; sie hätten das Ver­
trauen verloren und dürften nicht wie­
dergewählt werden.

Im Jahre 1972 kann die Gewerkschaft
der Lederwirtschaft auf ein hundert­
jähriges Bestehen zurückblicken. Aus
diesem Anlaß wurde beschlossen, den
nächsten Gewerkschaftstag um ein
Jahr hinauszuschieben, ihn also erst in
vier Jahren, verbunden mit einer wür­
digen Feier, stattfinden zu lassen.

Es ist der Gewerkschaft Leder zu
wünschen, daß sie bis dahin weitere
Erfolge im gesamten gewerkschafts­
politischen Bereich erzielen und die
Offenbacher Beschlüsse, zusammen mit
den anderen DGB-Gewerkschaften, in
die Tat umsetzen kann.

Inge Sbosny

Erhöhung der Sozialausgaben, die Ver­
urteilung des Vielnamkrieges, die Be­
kämpfung und das Verbot der NPD
sowie die Fortführung der Kontakte zu
Gewerkschaften in sozialistischen Län­
dern und die Aufnahme von Gesprä­
chen mit dem FDGB der DDR; schließ­
lich wird in zahlreichen Anträgen die
Notslandsgesetzgebung mit Nachdruck
abgelehnt.

Da der Gewerkschaftskongreß der IG
Bergbau und Energie der erste Ge­
werkschaftsbag einer DGB-Organisa­
tion nach Verabschiedung der Not­
standsgesetze ist, wird man ihm in der
Öffentlichkeit und insbesondere seitens
der Notstandsgegner innerhalb und
außerhalb der Gewerkschaften beson­
dere Aufmerksamkeit schenken. Die
Delegierten sollten nicht versäumen,
Maßnahmen für den weiteren Kampf
gegen die Aushöhlung der Verfassung
und die Einschränkung demokratischer
Grundrechte zu beschließen. -m-

Noch keine Einigung
im Kohlebergbau

Die Tarifgespräche für die Beschäftig­
ten im Steinkohlen- und Pechkohlen­
bergbau der Bundesrepublik haben bis
zum 31. Mai, dem letzten Tag der Gül­
tigkeit der alten Verträge, keine Er­
gebnisse gebracht. Die IG Bergbau und
Energie hatte 7,5 Prozent Lohn- und
Gehaltserhöhung gefordert, die von
den Zechenunternehmern als zu hoch
abgelehnt werden.

Gewerkschaftstag der Bergarbeiter
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HBV-Jugend drängft vorwärts

3. Bundesjugendkonferenz kennt keine Tabus
Für Demokratie, Kontakte und Zulassung der KPD

Sehr kritisch diskutierten die 83 ordentlichen Delegierten von 25 000 jugend­
lichen Mitgliedern der Gewerkschaft Handel, Banken und Versicherungen auf
ihrer 3. Bundesjugendkonferenz alle Fragen der aktuellen Gewerkschaftspolitik.
Von der Verbesserung des Jugendarbeitsschutzgesetzes bis zur Wiederzulassung
der KPD reichte die Skala ihrer Forderungen. Die Konferenz fand am 27. und
28. April in Heidelberg statt und erlebte, neben einer frischen Diskussion, zwei
aussagestarke Referate des HBV-Vorsitzenden Heinz Vietheer und des HBV-
Jugendsekretärs Christian Götz.

Vietheer richtete an Regierung und
Parteien folgende Forderungen:

„1. Der Herr Bundespräsident muß
wegen seines eigenen FehJverhaltens
Konsequenzen ziehen.

2. Notstandsgesetze schaffen nicht Ord­
nung und Sicherheit, sondern verstär­
ken das Gefühl, diesem Volke sei nur
noch zu helfen, indem man Freiheiten
einschränkt und die Slaatsautorität
verstärkt.

3. Meinungsmonopole der privaten
Wirtschaft schaden unserem Lande
durch Manipulation des Denkens und
Handelns. Der Bundestag muß deshalb
gesetzliche Maßnahmen unverzüglich
einleiten.

4. Von der Volksschule bis zur Uni­
versität sind Reformen notwendig.
Die Länderparlamente haben diese
Arbeit unverzüglich aufzunehmen. Das
Hochschulwesen ist zu modernisieren,
den Studenten und Assistenten sind
Mitbestimmungsrechte einzuräumen.

5. Der Herr-im-Hause-Standpunkt in
der Wirtschaft ist zu beseitigen durch
die Ausweitung der qualifizierten Mit­
bestimmung der Arbeitnehmer.

6. Verschärfter Kampf gegen alle rechts­
extremistischen Kräfte ist das Gebot
der Stunde. Sofortmaßnahmen sind
einzuleiten.

7. Herabsetzung des WahlaJters auf 18
Jahre."

Vietheer bezeichnete diese ungelösten
Probleme und Forderungen als die we­
sentlichen Ursachen für die Unruhe
unter der Jugend, auf deren Seite die
Gewerkschaften ständen.

Uber die Hälfte der mehr als 70 An­
träge beschäftigte sich mit organisa-
tions-, sozial- und berufspolitischen
Fragen. Zu den diesbezüglichen For­
derungen der HBV-Jugendkonferenz
gehören die Gewährung von Bildungs­
urlaub, die Schaffung eines Berufs­
ausbildungsgesetzes, bessere Jugend­
schutzbestimmungen, Kündigungschutz
für gewerkschaftliche Jugendvertreter
und die Verwirklichung einer aktiven
Lohn- und Gehallspolitik. Ferner for­
dert die HBV-Jugend die Einführung
der Mitbestimmung an den Hochschulen
und in den Betrieben.

Die politische Aussage der Jugendkon­
ferenz war frei von Tabus: sie kriti­
sierte den DGB wegen mangelnder Be­
reitschaft zu gemeinsamen Aktionen
mit der außerparlamentarischen Oppo­
sition, verurteilte die USA wegen des
schmutzigen Krieges in Vietnam und
lehnte mit Entschiedenheit die Bonner
Notstandsverfassung ab. Einstimmig
wurde die Aufnahme von Kontakten
zum Freien Deutschen Gewerkschafts­
bund der DDR gefordert. Eine mit
Mehrheit angenommene Entschließung
bezeichnete die Aufgabe des Alleinver­
tretungsanspruchs durch Bonn, die An­
erkennung der DDR als Verhandlungs­
partner, die Anerkennung der Oder-
Neiße-Grenzer den Austausch von Ge­
waltverzichtserklärungen beider deut­
scher Staaten und den Austritt der
Bundesrepublik aus der NATO sowie
der DDR aus dem Warschauer Pakt als
Voraussetzungen und Zeichen einer
„konsequenten Friedenspolitik der
Bundesregierung. Erst wenn sie diesen
politischen Erfordernissen Rechnung
trage, könne man von Friedenspolitik
sprechen.

Politisch bemerkenswert ist auch ein
mit großer Mehrheit angenommener
Antrag, der die Aufhebung des KPD-
Verbots verlangt und in dem es heißt:
„Die KPD hat einen neuen Programm­
entwurf vorgelegt, der nach ihren An­
gaben auf dem Boden des Grundge­
setzes steht. Im Interesse unserer frei- i
heitlich-demokratischen Grundordnung
fordern wir die öffentliche Diskussion
des Programmentwurfs. Vor zwölf
Jahren wurde das Verbot der KPD
ausgesprochen. Diese politische Ent­
scheidung ist heute unhaltbar. Wir
fordern die Aufhebung dieses Ver­
botes. Wir fordern für die KPD legale
Möglichkeiten des politischen Wirkens
in der Bundesrepublik."

Die 3. HBV-Bundesjugendkonferenz wi­
derspiegelte besonders deutlich das
durch die ökonomischen und politischen
Erfahrungen der letzten Zeit geschärfte
gesellschaftspolitische Profil der Ge­
werkschaftsjugend. Von den jungen
Gewerkschaftern im Handel, dem Ban­
ken- und Versicherungswesen hatte
man in der Vergangenheit nicht allzu­
viel gehört. Die Heidelberger Konfe­
renz lieferte den Beweis dafür, daß in
den letzten Jahren in der HBV offen­
bar gute Jugendarbeit geleistet wor­
den ist. F. A. Tr.

Starker Mifgliederverlusf des DGB

Genau 129 427 Mitglieder hat der
Deutsche Gewerkschaftsbund 1967
verloren, nachdem der Verlust schon
1966 rund 37 000 betragen hatte. Auf
das Konto der IG Metall gingen von
dem Mitgliederverlust 1967 knapp
66 000. Damit hat die Gewerkschaft
überdurchschnittlich Mitglieder einge­
büßt, nämlich bei fast einem Drittel
aller DGB-Mitglieder, die sie stellt,
mehr als die Hälfte der Einbußen des
DGB. Die nächstgrößte Mitgliederein­
buße erlitt mit 18 500 die Gewerk­
schaft Textil - Bekleidung.

Der DGB sieht verschiedene Ursachen
für den Mitgliederschwund, insbeson­
dere jedoch die stark gestiegene Zahl
der Arbeitslosen und die Abwande­
rung von 300 000 ausländischen Ar­
beitskräften, von denen rund 60 000
gewerkschaftlich organisiert gewesen
seien. Vor allem Frauen hätten beim
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben in­
folge der Krisensituation im vergan­
genen Jahr überdurchschnittlich die
Mitgliedschaft in der Gewerkschaft
aufgegeben.

Eisenbahnerjugend mit
Studenten solidarisch

Die Solidarität der Eisenbahnerjugend
zu den Forderungen der Studenten­
schaft sicherte die 7. Bundesjugend­
konferenz der Gewerkschaft der Eisen­
bahner Deutschlands (GdED) dem Ver­
band deutscher Studentenschaften (VDS)
zu. Die 161 Delegierten der Jugend­
konferenz, die vom 8. bis 10. Mai 1968
in Würzburg tagte, führten eine in je­
der Hinsicht kritische Diskussion, wie
das zuvor auf GdED-Jugendkonferen-
zen niemals der Fall gewesen ist.

In einer Entschließung wurde der
Hauptvorstand der Eisenbahnerge­
werkschaft aufgefordert, gemeinsam
mit dem DGB und dem IBFG die An­
nullierung aller Beschlüsse anzustre­
ben, die ^einer Kontaktaufnahme zum
FDGB in der DDR hemmend im Wege
stehen.

Eindeutige Führung bei der
Betriebsrätewahl

Die Industriegewerkschaft Chemie-
Papier-Keramik genießt mit einem An­
teil von über 90 Prozent der Mandate
in den Betriebsräten, wie das Wahl­
zwischenergebnis von Ende Mai zeigt,
starkes Vertrauen bei den Arbeitneh­
mern der von ihr betreuten Industrie­
zweige. Von 3666 bereits gewählten
Betriebsräten entfielen auf die IG-
Chemie-Kandidaten 90,56 Prozent, auf
die DAG 2,59 Prozent- auf Unorgani­
sierte 6,33 Prozent und auf die soge­
nannten christlichen Gewerkschaften
nur 0,44 Prozent.

13



Mitbestimmung — Mitverantwortung

Betriebe erhalten immer mehr Entscheidungsrechte
Eindrücke vom 7. Bundeskongreß des FDGB

Der 7. Kongreß des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes (FDGB), der Anfang
Mai 1968 in Ost-Berlin stattfand, hat für die Gewerkschafter in der DDR bemer­
kenswerte Aufgaben gestellt. Bereits die Kongreßlosung: „Sozialistisch denken,
ständig lernen, rationell arbeiten, kulturvoll leben!“ verweist den Beobachter
aus dem Westen auf die andere, neue Wirklichkeit, in der die Gewerkschaften
der DDR wirken. Zwei Fragen standen während der fünftägigen Beratungen der
2000 Delegierten im Vordergrund: die stärkere Beteiligung und Verantwortung
der Arbeiter und Angestellten bei der Leitung von Betrieb und Gesamtwirtschaft
und ferner das Verhältnis der DDR-Gewerkschafter zu ihren Gewerkschafts­
kollegen in der Bundesrepublik.

Es ist das Wesen des „Neuen öko­
nomischen Systems der Planung und
Leitung" in der Wirtschaft, immer mehr
zentrale Funktionen abzubauen und
durch erhöhte Eigenverantwortung der
Betriebe zu ersetzen. „Eigenverant­
wortung" ist zur Zeit in der DDR das
große Zauberwort, das die ökono­
mische und gewerkschaftspolitische
Diskussion bestimmt. So wird die zen­
trale staatliche Planung gegenwärtig
ganz wesentlich „heruntergeschraubt"
und auf die wichtigsten Steuerungs­
mechanismen begrenzt, nämlich auf die
strukturbestimmenden Erzeugnisse, auf
Produktionsverfahren und die Tech­
nologie. Hierfür werden mehrjährige
Perspektivpläne ausgearbeitet, die
ganze Branchen und davon ausgehend
die einzelnen Betriebe in die Lage
versetzen, über längere Zeiträume zu
disponieren.

Praktisch behält sich die zentrale
staatliche Planung nur noch drei Be­
reiche vor: l.die Kennziffern und Auf­
gabenstellung für volkswirtschaftlich
entscheidende wissenschaftlich - tech­
nische Maßnahmen, wie etwa Automa- 

IG Druck und Papier
gegen Äntikonfakfbeschluß

Immer mehr Gewerkschaftsorganisatio­
nen in der Bundesrepublik verlangen
die Aufgabe des AntikontaktbeschJus-
ses des DGB, der Gewerkschaftern un­
tersagt, im Namen von DGB-Organisa­
tionen Beziehungen zum Freien Deut­
schen Gewerkschaftsbund der DDR
herzustellen. Allein in den Monaten
April und Mai haben die Bundesjugend­
konferenzen der Gewerkschaften ÖTV,
HBV, der IG Metall und der Eisen­
bahnergewerkschaft die Aufnahme von
Kontakten zum FDGB gefordert.

Auch in der IG Druck und Papier will
man den FDGB der DDR in die ge­
werkschaftlichen Ostkontakte einbe­
ziehen. Das Zentralorgan dieser Ge­
werkschaft, „druck und papier", schrieb
kürzlich (in Nr. 9) im Zusammenhang
mit den Studentendemonstrationen: 

tisierungsvorhaben und die Produk­
tion wichtiger strukturentscheidender
Haupterzeugnisse für in- und auslän­
dische Abnehmer; 2. die Preisgestal­
tung entscheidender Erzeugnisgrup­
pen; 3. die Vorgabe „mittelfristiger
Normative" für Produktionsabgaben,
Nettogewinnabführung, Zuführungen
zum Prämienfonds der Betriebe usw.

Die Zeil der zentralen Planung „jedes
Nagels" gehört deutlich der Vergan­
genheit an, was jedoch nicht heißt,
daß man nun die Planungszügel schlei­
fen läßt. Das eindeutige Bekenntnis
des Kongresses zur sozialistischen
Wirtschaftsplanung heißt auch nicht,
wie Wilhelm Gronau am 24. Mai 1968
in der „Welt der Arbeit" schrieb:
„Der Staat plant weiter — die Ver­
antwortung für falsche Planung aber
tragen die Arbeitnehmer." Gronau fol­
gert das aus der Ankündigung des
FDGB-Vorsitzenden Warnke — und so
wurde es auch beschlossen —, die er­
höhte Eigenverantwortung von Werks­
direktion und Belegschaft bei Planung
und Produktion des Betriebes auch auf
die materielle und soziale Ebene aus­
zudehnen.

„Zu diesen drängenden Fragen der Ju­
gend gehört ganz sicher auch die Frage
der Ostpolitik, das klärende Wort zur
Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze,
zu den Ostkontakten und nicht zuletzt
zu den Kontakten mit der DDR. Hier
sind auch die Gewerkschaften ange­
sprochen. Es ist unerläßlich, daß der
DGB auf seinem nächsten Kongreß die
bisherigen Beschlüsse über das Verbot
der Kontaktaufnahme zu den Gewerk­
schaften des FDGB revidiert. Auch un­
sere Gewerkschaft wird in Koblenz
zweifellos entsprechende Initiativen
entwickeln. Es ist vieles, sehr vieles in
Bewegung gekommen, und niemand
kann und sollte diese Bewegung auf­
halten."

In Koblenz findet vom 20. bis 26. Ok­
tober 1968 der 8. ordentliche Gewerk­
schaftslag der IG Druck und Papier statt.

Warnke erläuterte das neue Prinzip
der „Eigenerwirtschaftung der Mittel
für den betrieblichen Reproduktions­
prozeß" so:

„Die Mittel für die Erhaltung, Erneue­
rung und Erweiterung der betrieb­
lichen Fonds, die verbindlichen Abfüh­
rungen an den Staat, aber auch die
Mittel für die Prämiierung guter Ar­
beitsleistungen aus dem Prämienfonds,
insbesondere für die Jahresendprämie,
sowie — in zunehmendem Maße —
auch die Mittel für die Verbesserung
der Arbeits- und Lebensbedingungen
müssen von den Betriebsbelegschaf­
ten selbst erwirtschaftet werden . . .

Wenn ein Betriebskollektiv es zuläßt,
daß die Qualität der Erzeugnisse nicht
den Anforderungen des Marktes ent­
spricht, die Kosten nicht gesenkt und
damit der geplante Betriebsgewinn
nicht erreicht wird, dann kann es keine
Jahresendprämie geben, dann stehen
wenig oder keine Mittel für die plan­
mäßige Verbesserung der Arbeits-und
Lebensbedingungen zur Verfügung,
und der Betrieb selbst hat finanzielle
Schwierigkeiten und verursacht Stö­
rungen in der Volkswirtschaft... Es
erhöht sich also die Verantwortung
der Werktätigen als sozialistische
Eigentümer für das volkswirtschaft­
liche Ganze, den eigenen Betrieb und
die eigene Arbeit."

Es leuchtet ein, daß Belegschaften, die
infolge schlechter Gewinnlage des Be­
triebes Kürzungen ihrer Gewinnbetei­
ligungen wie Prämien, Geldzuschüsse
für Sport und Kultur sowie die Ver­
schiebung sozialer Vorhaben usw. zu
erwarten haben, auf das gesamte Be­
triebsgeschehen von der Produktions­
planung über Perspektivplanung und
Investitionen bis auf die Beschaffen­
heit von Arbeitsplätzen, Werkzeugen,
Produkten und auf die Personalpolitik
entscheidenden Einfluß nehmen müs­
sen. Sonst tritt das ein, was Gronau
befürchtet: die einen planen und die
anderen baden die Fehler aus.

Hatte jedoch die Redaktion der „Well
der Arbeit" die ihr — wie allen ande­
ren Gewerkschaflsredaklionen — zu­
gegangene Einladung des FDGB an­
genommen, dann wäre ihr Informant
nicht auf die Zweckinformationen des
SPD - Ostbüros angewiesen gewesen,
sondern hätte sich an Ort und Stelle
ein objektives Bild machen können.
Und dieses Bild hätte Gronaus Befürch­
tungen gegenstandslos gemacht. Es
sollte nämlich im DGB endlich zur
Kenntnis genommen werden, daß die
Wirtschaftspläne der DDR schon seit
geraumer Zeit nicht mehr „in der SED-
Zentrale", sondern in den Betrieben
und Vereinigungen Volkseigener Be­
triebe entstehen, und zwar anhand
weniger, aber wichtiger „Orientie­
rungsdaten" — um mit Prof. Schiller
zu sprechen.

Dabei haben die Belegschaften im Be­
trieb und die Gewerkschaften bis hin­
auf in die Spitze von Parlament und

iiiiiiiiiimiiiiiniiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii^
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Regierung allen nötigen Einfluß —
Mitbestimmungs- und Entschei­
dungsrechte —, die den Ge­
werkschafter und Arbeitnehmer in der
DDR in die Lage versetzen, den Be­
triebsgewinn, von dem die materielle
Verbesserung seiner Lage abhängt,
mittelbar und direkt zu beeinflussen.

Es schwebt den Gewerkschaften drü­
ben vor, den Werksdirektor und seine
Mitarbeiter, mit denen sie bei der Er­
zielung eines möglichst hohen Be­
triebsergebnisses Zusammenarbeiten,
durch eigene ständige Weiterbildung
in sozialistischer Ökonomie gewisser­
maßen „in die Tasche" stecken zu
können. In jedem Betrieb sollen Dut­
zende von Arbeitern befähigt werden,
es an Wissen und Können mit der
Betriebsleitung auf deren ureigenstem
Gebiet aufzunehmen, um ein optima­
les Betriebsergebnis erreichen und die
Mitbestimmungsrechte voll wahrneh­
men zu können. Das ist der Haupt­
inhalt gewerkschaftlicher Interessen­
vertretung unter sozialistischen Bedin­
gungen. Warnke sagte mit Nachdruck:
„Die Gewerkschaftsfunktionäre sind
die Vertrauensleute der Arbeiter­
klasse, sie sind nicht die Assistenten
der Werkleiter!"

Der FDGB-Vorsitzende forderte, „daß
alle Werktätigen mehr als bisher mit
der sozialistischen Betriebswirtschaft,
der Operationsforschung und der Netz­
werkplanung vertraut gemacht werden
und umfassende Kenntnisse über den
Reproduktionsprozeß erlangen, um
sachkundig mitplanen, milberaten und
mitbestimmen zu können". Der Arbei­
ter müsse alles wissen. Man müsse
ihm die Lage des Betriebes erläutern,
den derzeitigen technischen Höchst­
stand der Produkte auf dem Welt­
markt, alle Kostenfaktoren, den Ge­
winn und die Verwendung des Ge­
winns, die Höhe der Prämien usw.
„Darin liegt eine unerläßliche Bedin­
gung, damit alle Belegschaftsangehöri­
gen im Sinne unserer sozialistischen
Demokratie ihr Recht auf Mitbestim­
mung sachkundig wahrnehmen kön­
nen."

Nicht weniger interessant als die Sach­
diskussion auf dem FDGB-Kongreß ist
schließlich, was man in bezug auf die
Realisierung des Prinzips der „Erwirt­
schaftung der Eigenmittel" und der
„erhöhten Eigenverantwortung derBe-
triebe" in Gesprächen mit Eingeweih­
ten außerdem erfahren konnte, was
aber noch nicht in der öffentlichen Dis­
kussion ist, sich aber sozusagen gerade
zu einem „offenen Geheimnis" zu mau­
sern beginnt: Danach arbeitet man in
den zuständigen Stellen zur Zeit an
einem Modell, das es ermöglichen soll,
den Belegschaften jener Betriebe, die
auf Grund eigenen Einfallsreichtums
höhere Gewinne und Qualitäten als
das vorgegebene Minimum erzielen,
über die damit gekoppelten höheren
Prämien hinaus auch höhere Löhne zu
zahlen als in anderen Betrieben glei­
cher Branche mit weniger Effektivität.
In einigen Unternehmen sollen bereits
entsprechende Versuche laufen, wobei

die Lohnhöhe (bis zu einer maximalen
Obergrenze) zwischen Werksdireklion
und Betriebsgewerkschaftsleitung aus­
gehandelt wird. Das wäre dann die
logische Konsequenz aus dem Prinzip
der stärkeren materiellen Beteiligung
der Belegschaften am Betriebsergebnis.

Zur Verständigung mit
dem DGB bereit

Wie in Referaten, Diskussionsreden
und in der Schlußerklärung des
7. FDGB-Kongresses deutlich wurde,
besteht bei den DDR-Gewerkschaften
nach wie vor ein starkes Interesse an
einer Normalisierung des Verhältnis­
ses zum DGB in der Bundesrepublik.
Die DGB-Fuhrung befinde sich, sagte
Warnke in seinem Referat, offensicht­
lich „in einer zwiespältigen Lage".
Einerseits stünden die Gewerkschaften
in Opposition zur Wirtschafts-, Not­
stands- und Rüstungspolitik der Bun- I
desregierung, andererseits aber lehn­
ten sie offizielle Verbindungen zu den
FDGB-Gewerkschaften ab, die diese
Politik ebenfalls bekämpfen, und ver­
suchten „einen Bogen um die DDR" zu
machen. Es sei jedoch eine seltsame
Logik, Kontakte zu anderen sozialisti­
schen Ländern aufzunehmen und den
FDGB auszuklammern.

In der einstimmig verabschiedeten Ent­
schließung des Kongresses heißt es zu ‘
dieser Frage: „Der FDGB tritt uner­
müdlich für die Verständigung der
Arbeiter und der Gewerkschaften bei­
der deutscher Staaten ein. Er ist stets
zu Verhandlungen mit den westdeut­
schen Gewerkschaften bereit." Zum In­
halt solcher Gespräche heißt es, die
Gewerkschaften hüben und drüben
könnten und müßten dazu beitragen,
„den Frieden in Europa zu sichern, |
normale Beziehungen zwischen beiden
deutschen Staaten anzubahnen und ein
Abkommen über Gewaltverzicht auf
der Grundlage der Gleichberechtigung :
sowie eine Vereinbarung über Abrü­
stung zwischen beiden deutschen Staa­
ten herbeizuführen".

Der Kongreß, der Herbert Warnke
wieder zum Vorsitzenden des FDGB
wählte und mit dem wiedergewählten
Dr. Rolf Berger und der neugewählten |
Dr. Hanna Töpfer zwei Stellvertreten- I
de Vorsitzende berief, war vom ersten
bis zum letzten Tag Spiegelbild der
Gewerkschaftsarbeit in einer sozialisti­
schen Wirtschaft und Gesellschaft; mit
Wissenschaftlichkeit und hohem Sach­
verstand, die allein schon die großen
Entwicklungsmöglichkeiten der Ge­
werkschafter in der DDR sichtbar ma­
chen, wurden Erfahrungen ausgetauscht
und alle jene Fragen beraten, mit
denen sich eben Arbeiter und Ange­
stellte als Besitzer und Verwalter so- i
zialistischen Produktionseigentums be- '
fassen müssen, um den persönlichen '
und gesellschaftlichen Besitz zu mehren.

Gerd Siebert .

' Sozialplanung
In der Entschließung des SPD-Partei­
tages zur Sozialpolitik wird eine lang­
fristig angelegte Sozialplanung, zu der
auch die Aufstellung eines Sozial­
budgets gehört, als vordringliche Auf­
gabe bezeichnet. Gleichzeitig wird die
Volksversicherung weiter als Ziel so­
zialdemokratischer Politik erklärt. Wie
der Deutsche Gewerkschaftsbund, ver­
langt auch die Entschließung des SPD-
Parteitages die Aufhebung der Ver­
sicherungspflichtgrenze in der Kranken­
versicherung und die arbeitsrechtliche
Lohnfortzahlung für Arbeiter im Krank­
heitsfall. Endlich heißt es in der Ent­
schließung, daß der Bundeszuschuß an
die Versicherungsanstalten nicht als
Reserve für die jeweilige Haushalts­
politik der Bundesregierung angesehen
werden darf und öffentliche Verpflich­
tungen nicht auf die Beitragszahler der
Sozialversicherungen abgewälzt wer­
den sollen.

Diese sozialpolitischen Grundsätze sind
durchaus richtig. Aber seit eineinhalb
Jahren sitzen sozialdemokratische Mi­
nister in der Bundesregierung, und
diese Regierung der Großen Koalition
hat im wesentlichen direkt entgegen
den Forderungen und Grundsätzen ge­
handelt, die in der Entschließung des
SPD-Parteitages aufgestellt worden
sind. So wurden mit dem Finanzände­
rungsgesetz 1967 der Rentenversiche­
rung fast 7 Milliarden DM durch Kür­
zung der Bundeszuschüsse und ver­
schiedene andere Maßnahmen ent­
zogen, und der von der Bundesregie­
rung vorgelegte Entwurf des Arbeits­
förderungsgesetzes (AFG) legt dem
Beitragszahler der Arbeitslosenver­
sicherung Verpflichtungen auf, die von
der Bundesregierung zu tragen wären.

Bis jetzt haben weder die SPD-Mini­
ster noch die sozialdemokratische Bun­
destagsfraktion einen Gesetzentwurf
vorgelegt, um die vor einigen Tagen
wieder vom Bundesvorstand des DGB
in der Öffentlichkeit gestellten Forde­
rungen nach Lohnfortzahlung für Ar­
beiter im Krankheitsfall und Auf­
hebung der Versicherungspflichtgrenze
in der Krankenversicherung, endlich in
die parlamentarische Diskussion zu
bringen.

Sozialplanung und Sozialbudget sind
notwendige Einrichtungen einer ver­
nünftigen Sozialpolitik, nur müssen
sie nicht nur in Entschließungen postu­
liert, sondern verwirklicht werden.
Daß dabei die Gewerkschaften, die für
die sozialen Belange der Arbeitnehmer
verantwortlich sind, voll mitwirken
sollten, steht nicht in der Entschlie­
ßung des SPD-Parteitages, gehört aber
zu den Selbstverständlichkeiten, die in
Bonn meistens übersehen werden.

A. B.
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Die Akkumulation des Kapitals

Was sind Reproduktion und Akkumulation von Kapital?
Wie die Klassen immer wieder neu „produziert“ werden

Beim Thema über den Mehrwert wurde deutlich, daß relativer und absoluter
Mehrwert als zwei Formen der Mehrwertproduktion ständig die Produktions­
grundlagen und Bedingungen des Produktionsprozesses revolutionieren und
damit die dem Kapitalismus eigene adäquate materiell-technische Basis erzeu­
gen. Der Akkumulationsprozeß zeigt nun, wie sich das Kapital mit und durch
diese ihm eigene materiell-technische Basis entwickelt.

Akkumulation heißt demzufolge nicht
nur Wiederherstellung sachlicher Pro­
portionen — also Rückverwandlung
einer bestimmten Summe von Mehr­
wert in Kapital zum Ankauf von Pro­
duktionsmitteln und Arbeitskräften,
sondern heißt vielmehr Wiederherstel­
lung der Gesamtheit gesellschaftlicher
Verhältnisse der Ausbeutung und Un­
terordnung der Arbeit unter die pri­
vate Verwertung. Dieser Prozeß um­
schließt Entwicklung, Entfaltung,
Wandlung und Perfektionierung ge­
sellschaftlicher Verhältnisse über Sa­
chen, über Anhäufung von Produk­
tionsmitteln und Konsumtionsmitteln;
entscheidendes Merkmal dieser Sa­
chen ist, daß sie Kapitalcharakter tra­
gen. Somit heißt Akkumulation des
Kapitals Entwicklung des sozialen
Grund Verhältnisses, des Verhältnisses
von Lohnarbeit und Kapital.

Wie geht nun diese Akkumulation von
Kapital vor sich?

„Welches immer die gesellschaftlichen
Formen des Produktionsprozesses, er
muß kontinuierlich sein oder perio­
disch stets von neuem dieselben Sta­
dien durchlaufen. So wenig eine Ge­
sellschaft aufhören kann zu konsumie­
ren, so wenig kann sie aufhören zu
produzieren" (Karl Marx: „Das Kapi­
tal", Berlin 1949. Bd. I, S. 593). So be­
deutet Reproduktion Wiederherstel­
lung der im Produktionsprozeß ver­
brauchten stofflichen Produktionsele­
mente (Arbeitsmittel, Arbeitsgegen­
stände usw.) desgleichen aber auch
Wiederherstellung der gesellschaft­
lichen Verhältnisse der Menschen.

„Wie in der kapitalistischen Produk­
tionsweise der Arbeitsprozeß nur als
ein Mittel für den Verwertungsprozeß
erscheint, so die Reproduktion nur als
ein Mittel, den vorgeschossenen Wert
als Kapital zu reproduzieren, das heißt
als sich verwertender Wert. Die öko­
nomische Charaktermaske des Kapi­
talisten hängt nur dadurch an einem
Menschen fest, daß sein Geld fortwäh­
rend als Kapital funktioniert" (ebenda,
S. 594). Schon bei bloßer Wiederholung
des Produktionsprozesses auf dersel­
ben Stufenleiter verleiht die Wieder­
holung diesem Prozeß gewisse neue
Charaktere:

1. Der Produktionsprozeß beginnt mit
dem Kauf der Ware Arbeitskraft für
eine bestimmte Zeit. Bezahlt wird der
Arbeiter aber erst, nachdem er seinen
eigenen Werl und den Mehrwert in 

den produzierten Waren verkörpert
hat. Er hat also das variable Kapital
schon produziert, bevor es ihm in der
Form des Arbeitslohnes zurückfließt.
Der Kapitalist zahlt ihm diesen Wert
in Geld. Dieses Geld ist demnach nichts
anderes als die verwandelte Form
eines Teils des vom Arbeiter erzeug­
ten Arbeitsproduktes. „Es ist seine
Arbeit von voriger Woche oder vom
letzten halben Jahr, womit seine Ar­
beit von heute oder vom nächsten hal­
ben Jahr gezahlt wird" (ebenda, S.595).
So zeigt sich, daß das variable Kapital
nur eine besondere historische Erschei­
nungsform des Fonds von Lebensmit­
teln ist, dessen der Arbeiter zu seiner
Reproduktion bedarf und den er in
allen Systemen der gesellschaftlichen
Produktion selbst produzieren muß.

Illllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll^

Sechste Folge:

Marxismus
leicht gemacht
Von Dr. Heiner Wilms

(Siehe auch NACHRICHTEN
Nr. 1—5/1968)
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2. Bei Betrachtung des vom Kapita­
listen vorgeschossenen Kapitalwertes
ergibt sich, daß nach einer gewissen
Zeit jedes Kapital auch bei einfacher
Reproduktion nur noch als akkumu­
lierter Mehrwert existiert.

Beträgt zum Beispiel der mit einem
Kapital von 1000 Pfund Sterling er­
zeugte Mehrwert 200 Pfund im Jahr
und wird dieser jährlich verzehrt, dann
ist nach 5 Jahren die Summe des ver­
zehrten Mehrwertes gleich dem ur­
sprünglich vorgeschossenen Kapital­
wert. Das heißt, nach einer Reihe von
Produktionsperioden ist das ursprüng­
lich vorgeschossene Kapital vom Ka­
pitalisten aufgezehrt und daher ver­
schwunden.

Marx formuliert das so: „Und ebenso,
wenn der Kapitalist das Äquivalent
seines vorgeschossenen Kapitals auf­
gezehrt hat, repräsentiert der Wert 

dieses Kapitals nur noch die Gesamt­
summe des von ihm unentgeltlich an­
geeigneten Mehrwerts. Kein Werlatom
seines alten Kapitals existiert fort"
(ebenda, S. 598).

Durch den kontinuierlichen Prozeß der
Reproduktion wird einerseits fort­
während der stoffliche Reichtum in
Kapital verwandelt, und andererseits
kommt der Arbeiter stets aus dem
Prozeß heraus — wie er ihn betrat:
nämlich als persönliche Quelle des
Reichtums, aber bloß aller Mittel, die­
sen Reichtum für sich zu verwirk­
lichen.

Da der Kapitalist sich ständig fremde
Arbeit aneignet und diese dem Kapi­
tal einverleibt, verwandelt sich das
Produkt des Arbeiters nicht nur fort­
während in Ware, sondern in Kapital,
in Werl, der immer wieder wertschaf­
fende Kraft aussaugt. Daher produ­
ziert die Arbeiterklasse beständig den
objektiven Reichtum des Kapitals, die
sie beherrschende und ausbeutende
Macht; und der Kapitalist produziert
ebenso beständig den Arbeiter als
Lohnarbeiter.

3. Die Konsumtion des Arbeiters ist
doppelter Art: Während er in der Pro­
duktion durch seine Arbeit Produk­
tionsmittel konsumiert und sie in Pro­
dukte von höherem Wert als dem des
vorgeschossenen Kapitals verwandelt
— also produktiv konsumiert; konsu­
miert er gleichzeitig individuell, in­
dem er das für den Kauf der Ware
Arbeitskraft bezahlte Geld in Lebens­
rnittel verwandelt, sich also selbst
produziert. Betrachtet man den kapi­
talistischen Produktionsprozeß in sei­
nem gesellschaftlichen Umfang, so
stellt man fest, daß der Kapitalist sein
Gesamtkapital verwertet, wenn er ei­
nen Teil seines Kapitals in Arbeits­
kraft umsetzt. — „Er profitiert nicht
nur von dem, was er vom Arbeiter
empfängt, sondern auch von dem, was
er ihm gibt" (ebenda, S. 600).

Die individuelle Konsumtion ist daher
ein Moment des Reproduktionsprozes­
ses des Kapitals und unabdingbare
Voraussetzung für die Existenz der
kapitalistischen Produktionsverhält­
nisse überhaupt.

Während wir bisher den Reproduk­
tionsprozeß als Fortsetzung der Pro­
duktion auf der gleichen Stufenleiter
betrachtet haben, ist aber gerade die
kapitalistische Produktion im Unter­
schied zu allen vorkapitalistischen
Produktionsweisen gekennzeichnet
durch die Fortsetzung der Produktion
auf einer ständig erweiterten und
höheren Stufenleiter. Inhalt der Akku­
mulation bedeutet jetzt: Verwandlung
von Mehrwert in zuschüssiges Kapital
bei zugleich erfolgter Reproduktion des
Kapitalverhältnisses und der Wider­
sprüche dieses Kapitalverhältnisses,
insbesondere des Grundwiderspruches
und des Klassenantagonismus zwi­
schen Bourgeoisie und Arbeiterklasse.
Mittelpunkt dieses Prozesses ist und
bleibt die Ware Arbeitskraft. Herr-
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Blick voraus bis 1975

Planung und Wirtschaftsführung in der DDR
Eine Serie von Dr. Karl-Heinz Arnold (VI)

Wissenschaftler und Wirtschaftsfachleute der DDR richten ihren Blick auf den
nächsten größeren volkswirtschaftlichen Zeitraum: auf den Perspektivplan 1971
bis 1975. Jüngste Beschlüsse des Staatsrates der DDR, des verfassungsmäßigen
Organs der Volkskammer, und eine Tagung der obersten Volksvertretung im
Juni kündigen zugleich einen neuen Entwicklungsabschnitt sozialistischer Plan­
wirtschaft an.

Man ist in der DDR dabei, das öko­
nomische System des Sozia­
lismus herauszubilden. Es geht über
das gegenwärtige neue ökonomische
System der Planung und Leitung hin­
aus. Dabei bezieht sich der Begriff
„neu" auf die seit 1963/64 eingeführten
Methoden der Wirtschaftsführung, mit
denen der bis dato im Vordergrund
stehende Maßstab Bruttoproduktion
(stark quantitativ orientierte Bewer­
tung der betrieblichen Leistungen)
durch systematisch verbundene quali­
tative Faktoren (Kosten und Industrie­
preise, Qualität, Gewinn usw.) abge­
löst wurde. Das ökonomische System
des Sozialismus ist umfassender. Es
soll vor allem drei zusammengehörige
Elemente umfassen:
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schäft über unbezahlte Arbeit erscheint
jetzt als einzige Bedingung für gegen­
wärtige Aneignung lebendiger unbe­
zahlter Arbeit in stets wachsendem
Umfang. Karl Marx sagt: „Je mehr der
Kapitalist akkumuliert hat, desto mehr
kann er akkumulieren" (ebenda, S. 611).
Da die erweiterte Reproduktion im
Kapitalismus dem Wesen nach ge­
kennzeichnet ist durch intensive
erweiterte Reproduktion, muß ein Teil
des geschaffenen Neuwertes der Ent­
wicklung des wissenschaftlich-techni­
schen Fortschritts dienen ,■ denn inten­
sive erweiterte Reproduktion heißt:
Vergrößerung des Wirkungsgrades der
Procluktivkraft der Arbeit durch Ent­
wicklung und Anwendung von Tech­
nik und Wissenschaft.

Aber Anwendung des wissenschaftlich-
technischen Fortschritts in der Produk­
tion setzt Arbeitskräfte frei. Demnach
ergibt sich, je höher die Entwicklung
der Produktivkräfte der Arbeit, desto
größer muß die anwendbare Masse an
Mehrwert sein, um sowohl die frei­
gesetzten als auch die „normalen" Ar­
beitskräfte in den Produktionsprozeß
eingliedern zu können.

Die Lösung dieser Frage beruht auf
der Problematik der Einregulierung
des Grundverhältnisses zwischen Ak­
kumulation und Konsumtion, das heißt
im Grunde, der Einregulierung des
Verhältnisses von variablem Kapital
und Mehrwert, also zwischen der be­
zahlten und unbezahlten Arbeit der
Arbeiterklasse.

Erstens wird die zentrale staatliche
Planung und Leitung auf die für lange
Sicht ausschlaggebenden Wirtschafts­
prozesse konzentriert, auf die Grund­
fragen einer proportional günstigen
Entwicklung der Volkswirtschaft. Das
bedeutet, ausgehend von prognosti­
schen Einschätzungen der technischen
Revolution, strukturpolitische Ent­
scheidungen zu treffen und die ent­
sprechenden volkswirtschaftlichen Ver­
flechtungen zu steuern. Beispielsweise
also: Man rechnet etwa für 1980 mit
100 000 bis 120 000 Beschäftigten für
die Einsatzvorbereitung und den Ein­
satz der elektronischen Datenverarbei­
tung (Computer-Systeme). Oder: Der
von dieser Zeit an notwendige Zu­
wachs an Elektroenergie wird durch
Kernkraftwerke zu sichern sein. Schon
diese beiden Beispiele lassen erkennen,
welche vielfältigen Konsequenzen in
der ganzen Wirtschaft von solchen
langfristigen strukturpolitischen Linien
ausgehen; so entspricht die für den
Computer-Einsatz genannte Zahl der
gegenwärtigen Beschäftigtenzahl der
gesamten DDR-Braunkohlenindustrie.
Dieses Sichern der proportional gün­
stigsten Entwicklung der Volkswirt­
schaft ist ein ständiger — und keines­
wegs unkomplizierter! — Prozeß ent­
sprechend dem Voranschreiten der
technischen Revolution. Er führt in der
DDR zum vorrangigen Wachstum der
zukunftsträchtigsten Bereiche der Elek­
trotechnik und Elektronik, des wissen­
schaftlichen Gerätebaus, des Maschi­
nenbaus und der Chemie, wobei die
Automation vor allem in Metallurgie,
Energiewirtschaft, Chemie, Baustoff­
industrie und anderen Bereichen vor­
angetrieben wird.

Zweitens gehört zum ökonomischen
System des Sozialismus die Konzentra­
tion der Mittel und Kräfte auf den
wissenschaftlich - technischen Höchst­
stand der für Industriebedarf, Binnen­
markt und Export entscheidenden Er­
zeugnisse und ihrer rationellsten Pro­
duktion einschließlich der dazu erfor­
derlichen Organisation (mit Datenver­
arbeitung usw.

Drittens gehört dazu ein modernes
Planungs- und Leitungssystem, wie es
mit dem neuen Ökonomischen System
der Planung und Leitung entwickelt
worden ist, das weiter vervollkommnet
und auf die höheren Anforderungen
der kommenden Jahre zugeschnitten
wird. Es beruht auf der ständig aktive­
ren Teilnahme aller Werktätigen an
Planung und Leitung, auf ihrem öko­

nomischen Denken und Handeln, das
immer mehr zum volkswirtschaftlichen
(über den Betrieb hinaus auf den Ge-
samlzusammenhang gerichteten) Den­
ken und Handeln wird. Hier liegen
also die Elemente eines weiteren Aus­
baus der sozialistischen Demokratie in
den Betrieben und Industriezweigen,
der aktiven Mitbestimmung der Ge­
werkschafter und Gewerkschaften.

Der Kern des ökonomischen Systems
des Sozialismus besteht darin, daß —
so legt es Artikel 9 der DDR-Verfas­
sung fest — „die zentrale staatliche
Planung und Leitung der Grund­
fragen der gesellschaftlichen Ent­
wicklung mit der Eigenverant­
wortung der sozialistischen Waren­
produzenten (der Betriebe also) und
der örtlichen Staatsorgane" (also der
Bezirke, Kreise, Städte und Gemeinden)
verbunden wird. Die Betriebe sind
nicht „autonom" oder etwa „marktwirt­
schaftliche Einzelgänger", sondern
selbständige, voll verantwortliche Wa­
renproduzenten im Rahmen der sozia­
listischen Planwirtschaft, eingeordnet
in den volkswirtschaftlichen Gesamt­
zusammenhang.

Die eingangs erwähnten Beschlüsse
des Staatsrates der DDR sehen vor,
daß die Planung weiträumiger wird.
Zum Teil wird sie — vor allem für die
finanziellen Ergebnisse der Betriebe
und deren Verwendung durch aus Ge­
winn selbst zu erwirtschaftende In­
vestitionen — künftig zwei Jahre statt
bisher ein Jahr umfassen. Das gibt den
Betrieben noch weiteren Spielraum für
ihre Eigenständigkeit im Rahmen des
volkswirtschaftlichen Gesamtplanes.
Dieser wird vom Perspektivplan (jetzt
1961—1970, danach 1971—1975) abge­
leitet und für die Betriebe auf wenige
entscheidende Kennziffern reduziert.
Das sichert einmal die größtmögliche
Beweglichkeit; wer Verantwortung
trägt, muß auch selbst entscheiden
können. Zum anderen betont dies das
Gewicht der zentralen, die wirtschaft­
liche Gesamtentwicklung der DDR um­
fassenden Planung.

Beides — Strukturpolitik und betrieb­
liche Eigenverantwortung — sind Stich­
worte, mit denen man in der DDR den
Blick voraus aus 1975 richtet, ohne in­
dessen die Aufgaben und Probleme von
heute zu vernachlässigen. Sie sind von
den Werktätigen als sozialistische
Eigentümer ihrer Betriebe zu meistern.
Vor 20 Jahren entstand der erste Halb­
jahrplan für die damals mehr als be­
scheidene, mit schwerem Erbe belastete
Wirtschaft in der heutigen DDR. Er
war eine Keimzellen der Planwirt­
schaft. Was damals ein Torso war, ist
heute zur fünftstärksten Industriemacht
Europas geworden. 150 Milliarden
Mark Industrieproduktion in diesem
Jahr und eine blühende genossenschaft­
liche Landwirtschaft — es stimmt, was
in der Verfassung der DDR steht: „Die
sozialistische Planwirtschaft hat sich
bewährt." Und sie wird sich, da die
Aufgaben und Wünsche nicht kleiner
werden, sondern wachsen, weiter zu
bewähren haben.
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Für eine bessere Alterssicherung

DGB fordert beamtenähnliche Altersversorgung

für alle Angestellten — Ein lohnendes Ziel

In einem Aktionsprogramm, das der Angestelltenausschuß des DGB anläßlich
der Sozialwahlen erarbeitet hat, wird für alle Angestellten eine „beamtenähn­
liche Altersversorgung" gefordert. Weitere Forderungen des Aktionsprogramms
sind: Erhöhung der Bundeserstattungen (Bundeszuschüsse) an die Rentenver­
sicherungsträger auf ein Drittel der Gesamtausgaben, Aufhebung der Pflicht­
grenze für Angestellte in der gesetzlichen Krankenversicherung und eine ein­
heitliche Bemessungsgrundlage in der Renten-, Kranken- und Arbeitslosenver­
sicherung.

Die Aufgaben der Rentenversicherung,
so heißt es in dem Aktionsprogramm,
dürften durch die Haushalts- und Fi­
nanzpolitik des Bundes nicht einge­
schränkt werden. Dieses sozialpoliti­
sche Aktionsprogramm des DGB rich­
tet sich eindeutig gegen die mit dem
Finanzänderungsgesetz 1967 betrie­
bene Sozialdemontage der Koalitions­
regierung. Es ist zu erwarten, daß
seine Forderungen nicht nur zu den
Sozialwahlen, sondern beständig von
den DGB-Gewerkschaften mit Nach­
druck bis zu ihrer Verwirklichung
vertreten werden.

Die in dem Aktionsprogramm gestell­
ten Forderungen sind nicht nur sozial
gerecht und vernünftig, sondern auch
realisierbar. So gibt es nicht die ge­
ringste Begründung dafür, warum in
der Krankenversicherung Angestellte
mit einem Monatseinkommen von
mehr als 900 DM brutto noch immer
von der Versicherungspflicht ausge­
schlossen sind, nachdem zum 1. Ja­
nuar dieses Jahres jede Einkommens­
grenze für die Versicherungspflicht in
der Angestelltenversicherung gefallen
ist. Die Einbeziehung aller Angestell­
ten in die Versicherungspflicht auch
der Krankenversicherung würde nicht
nur für den einzelnen Angestellten
selbst von Vorteil sein, sondern auch
für die gesamte Versichertengemein­
schaft, weil damit die Finanzlage der
gesetzlichen und Ersatzkrankenkassen
verbessert würde.

Von größter nicht nur sozial-, sondern
auch gesellschaftspolitischer Bedeu­
tung ist die Forderung nach einer
beamtenähnlichen Altersversorgung
für alle Angestellten, eine Forderung,
die wiederholt schon in den NACH­
RICHTEN und auch von Heinz Schnei­
der in seiner Broschüre „Soziale Si­
cherheit — aber wie?" (s. NA 3/1968)
vertreten wurde.

Es geht dabei keinesfalls darum, die
Rechte vor allem der unteren und mitt­
leren Beamten zu schmälern. Im Ge­
genteil: Auch ihre rechtliche Stellung
sollte der Zeit angepaßt werden. So
durch allein von der Leistung be­
stimmte Aufstiegsmöglichkeiten an­
stelle der berüchtigten „Ochsentour"
durch Einbeziehung in die soziale
Krankenversicherung und Aufhebung
aller Einschränkungen der staatsbür­

gerlichen Rechte (z. B. des Streikrech­
tes). Ebenso aber entspricht es sozia­
ler Gerechtigkeit und einer modernen
Gesellschaftspolitik, wenn die Alters­
versorgung aller anderen Arbeitneh­
mer der für die Beamten geltenden
angeglichen wird. Für Wirtschaft und
Gesellschaft ist die Arbeit des Bau­
arbeiters und des kaufmännischen An­
gestellten nicht weniger wichtig als
die des Beamten, und der eine wie der
andere hat kraft seiner geleisteten
Arbeit Ansprudi auf einen ausreichend
gesicherten Lebensabend.

Die Praxis aber ist so, daß Beamte,
die keinen Beitrag für ihre Altersver­
sorgung zahlen, nach 35 Dienstjahren
75 Prozent ihrer ruhegehaltsfähigen
Dienstbezüge als Altersversorgung er­
halten. Für Arbeiter und Angestellte
dagegen wurde mit dem Finanzände­
rungsgesetz 1967 der Beitragssatz für
die gesetzliche Rentenversicherung von
14 auf bis zu 17 Prozent im Jahre
1970 erhöht. Eine Verbesserung ihres
Rentenanspruchs ergibt sich durch die
Beitragserhöhung nicht. Ein Anspruch
auf einen bestimmten Prozentsatz ihres
Arbeitseinkommens als Altersruhe­
geld ist für sie überhaupt nicht ge­
geben. Die Höhe des Altersruhegeldes
hängt von vielen Faktoren ab und
erreicht im Durchschnitt nur 40 bis
45 Prozent des Arbeitsverdienstes
nach 40 und mehr Versicherungsjah­
ren. Die Beamtenversorgung wird
automatisch und unmittelbar der Be­
amtenbesoldung angepaßt. Zum glei­
chen Zeitpunkt, zu dem die Beamten­
gehälter erhöht werden, steigen auch
die Versorgungsbezüge für die nicht
mehr im Dienst befindlichen Beamten
oder deren Hinterbliebene. Die Sozial­
renten folgen mit der dynamischen
Rentenanpassung der Lohn- und Ge­
haltsentwicklung mit dreijährigem Ab­
stand.

Die Verwirklichung der Forderung,
für alle Arbeitnehmer eine einheit­
liche Altersversorgung zu schaffen, ist
mit Recht gekoppelt worden mit der
Forderung nach Erhöhung der Bundes­
erstattungen (Bundeszuschüsse) an die
Rentenversicherung auf ein Drittel der
Gesamtausgaben. Nur so kann die
Finanzierung dieser Leistungsverbes­
serung gesichert werden. Die mit dem
Finanzänderungsgesetz 1967 beschlos­
senen Kürzungen der Bundeszuschüsse 

auf etwa 15 Prozent der Gesamtaus­
gaben der Rentenversicherung bis 1971
müssen wieder rückgängig gemacht
werden.

Die Gewerkschaft 0TV hat bahnbre­
chend für alle Arbeitnehmer durch­
gesetzt, daß die Altersversorgung der
im öffentlichen Dienst beschäftigten
Arbeiter und Angestellten der der
Beamten angeglichen wurde. Was die
OTV als einzelne Gewerkschaft er­
reichen konnte, können sicher alle
Gewerkschaften des DGB für alle Ar­
beitnehmer dann verwirklichen, wenn
ein beharrlicher Kampf darum geführt
wird. A. Böpple
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Ausgaben der

Arbeitslosenversicherung verdoppelt

Mehr als verdoppelt haben sich die
Ausgaben der Bundesanstalt für Ar­
beitslosenversicherung und Arbeits­
vermittlung im Jahre 1967 gegenüber
dem Vorjahr. Sie erreichten mit rund
3,2 Milliarden DM ihren bisher höch­
sten Stand. An Einnahmen hatte die
Bundesanstalt nur 2,6 Milliarden DM.
Knapp 600 Millionen DM mußten da­
her im Laufe des Jahres 1967 den Rück­
lagen entnommen werden. Doch hatte
die Bundesanstalt Ende 1967 immer
noch ein Vermögen von gut 6 Milliar­
den DM.

Die außergewöhnliche Steigerung der
Ausgaben ist in erster Linie auf die
hohe Zahl der Arbeitslosen und Kurz­
arbeiter zurückzuführen, die sich bei
der Bundesanstalt auf der Einnahme­
seite (Rückgang der Beiträge) und der
Ausgabeseite (Mehrzahlung von Ar­
beitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und
Kurzarbeiterunterstützung) aus wirkt.
1967 waren durchschnittlich 461 000
Arbeitslose während des ganzen Jah­
res bei den Arbeitsämtern der Bundes­
republik registriert. Für 1968 rechnet
die Bundesregierung im Jahreswirt­
schaftsbericht im Durchschnitt mit
311 000, das Wirtschaftswissenschaft­
liche Institut der Gewerkschaften da­
gegen mit 420 000 Arbeitslosen.

Die Steigerung der Ausgaben der Bun­
desanstalt ist jedoch auch dadurch ver­
ursacht, daß die Bundesregierung der
Arbeitslosenversicherung Aufgaben
übertragen hat, die bisher aus dem
Staatshaushalt finanziert wurden: An­
schlußarbeitslosenhilfe, Berufsausbil­
dung, Förderung der berufJichen Fort­
bildung. Mit dem Arbeitsförderungs­
gesetz sollen noch mehr Aufgaben und
Ausgaben vom Staat auf die mit Bei­
trägen der Arbeitnehmer finanzierte
Arbeitslosenversicherung abgewälzt
werden. -pp-
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Noch höhere Rentenbeiträge?

Kafzer: 1971 Beitragssatz von 18,7 Prozent möglich

Aktive Lohnpolitik sichert auch Rentenfinanzierung

Mit 3,2 Milliarden DM Verlust haben die Träger der Rentenversicherung der
Arbeiter das Jahr 1967 abgeschlossen. Um ihren Zahlungsverpflichtungen gegen­
über den Rentnern, Kureinrichlungen usw. nachkommen zu können, mußten sie
u. a. für 939 Millionen DM Wertpapiere im vergangenen Jahr veräußern. Ins­
gesamt haben sich ihre Reserven von rund 16 Milliarden DM Ende 1966 auf
12,8 Milliarden DM Ende 1967 vermindert. Für das Jahr 1968 wird bei der
Rentenversicherung der Arbeiter erneut mit einem Defizit von mehr als 3 Mil­
liarden DM gerechnet. In zwei Jahren werden damit ihre Rücklagen um 6 Mil­
liarden DM oder weit mehr als ein Drittel ihres Bestandes Ende des Jahres 1966
vermindert worden sein.

Dieser starke Rückgriff auf das in den
Jahren seil der Währungsreform an­
gesammelte Vermögen der Rentenver­
sicherung ist nicht durch zu hohe Ren­
ten verursacht. Von den 8,4 Millionen
Rentnern der Rentenversicherungen
der Arbeiter und Angestellten erhal­
ten nur 580 000, das sind 7,2 Prozent,
eine Rente von 550 DM oder mehr im
Monat. Von den Frauen erhalten mehr
als 90 Prozent eine Versichertenrente
von weniger als 250 DM, und mehr als
70 Prozent der Witwen beziehen eine
Witwenrente von weniger als 240 DM
im Monat.

Daß die Einnahmen der Rentenver­
sicherung die Ausgaben nicht mehr
decken, liegt erstens daran, daß die
Bundesregierung seit Jahren ihrer
Verpflichtung nicht mehr nachkommt,
die Kriegsfolgelasten der Rentenver­
sicherung im vollen Umfange zu er­
statten und sich bekanntlich davor
drückt, einen vollen staatlichen Zu­
schuß zu den allgemeinen Ausgaben
der Rentenversicherung, wie es ihre
Pflicht wäre, zu zahlen. Deckten die
Bundeszuschüsse 1955 noch einen An­
teil von 41 Prozent der Gesamtaus­
gaben der Rentenversicherung der Ar­
beiter und Angestellten, so ging die­
ser Anteil im Jahre 1966 auf 20 Pro­
zent zurück. Nach der drastischen Kür­
zung der Sozialausgaben durch das
Finanzänderungsgesetz 1967 wird die­
ser Anteil weiter bis auf 15 Prozent
oder noch weniger im Jahre 1971 re­
duziert.

Als zweites sind es die Auswirkungen
der Rezession und des Konjunktur­
verfalls, die zu einem erheblichen
Rückgang der Beitragseinnahmen bei
den Rentenversicherungen geführt ha­
ben. Arbeitslosigkeit, Rückgang der
Zahl der in der Bundesrepublik be­
schäftigten ausländischen Arbeiter,
Kurzarbeit, Abbau übertariflicher
Lohn- und Gehaltszulagen und eine
allgemeine Stagnation der Lohn- und
Gehaltsenlwicklung schlagen sich bei
den Beitragseinnahmen der Renten­
versicherung nieder. Audi das ist eines
der Risiken, die die Arbeitnehmer in
der kapitalistischen Wirtschaft, in der
sie von den betriebs- und volkswirt­
schaftlichen Entscheidungen ausge­
schlossen sind, zu tragen haben: die
Gefährdung ihrer sozialen Sidierheil 

im Aller, bei Erwerbsunfähigkeit und
— im Falle ihres Todes — Nachteile
für ihre Hinterbliebenen.

Den unmittelbaren Zusammenhang
zwisdien gewerkschaftlicher Lohn-
und Gehaltspolitik und der Finanz­
situation bei den Rentenversicherun­
gen hat kürzlich der Bundesminister
für Arbeit und Sozialordnung, Hans
Katzer, deutlich gemacht. Er erklärte,
der Beitragssatz in der Rentenver-
sidierung müsse im Jahre 1971 statt

Marxistische Politologen, Gesell­
schaftstheoretiker und Ökonomen aus
west- und osteuropäischen Ländern,
aus der Bundesrepublik und der DDR
sowie aus Chile und dem Irak fanden
sich auf Einladung der Redaktion
„Marxistische Blätter" vom 24. bis
26. Mai 1968 in Frankfurt/Main zu
einem Gedankenaustausch über das
Thema „Probleme der Klassen und des
Klassenkampfes heute" zusammen. Die
Tagung leistete einen notwendigen
Beitrag zu einer Reihe von Fragen der
marxistischen Gesellschaftsanalyse.

Am Beispiel der Auseinandersetzungen
zwischen Gewerkschaften und Unter­
nehmerverbänden in der Bundesrepu­
blik demonstrierte Prof. Dr. Josef
Schleifstein, Kandidat des Politbüros
der KPD, daß der Klassenkampf per­
manent geführt wird, auch wenn dies
nicht immer in das Bewußtsein jedes
Beteiligten dringe. Den Arbeitnehmern
das Wissen um die grundlegenden
Klasseninteressen und um den Klas­
senkampf zu vermitteln, sie von der
Stufe eines rein ökonomischen Be­
wußtseins und elementarer Teil-Er-
kentnisse ihrer Klassenposition zu ei­
nem entwickelten politischen Klassen­
bewußtsein zu führen, sei heute mehr
denn je Verpflichtung der Marxisten.
Dabei sei es eine erstrangige Auf­
gabe, die Gewerkschaften als größte
demokratische Organisationen der Ar­
beiterschaft in ihrer Selbständigkeit
zu stärken sowie ihre Kampffähigkeit
und ihren Kampfeswillen auf sozialem
und politischem Gebiet zu steigern. 

auf 17, wie es im Finanzänderungs-
geselz festgelegt wurde, auf 18,7 Pro­
zent erhöht werden, wenn die Löhne
jährlich nur um 3 und nicht — wie an­
genommen — um 7 Prozent steigen.
Der Unterschied zwischen den Steige­
rungsraten von 3 und 7 Prozent ver­
mindert die Beitragseinnahmen der
Rentenversicherung nach den Worten
des Ministers um 2,1 Milliarden DM.

Die Gewerkschaften sind durch diese
Androhung einer weiteren Beitrags­
erhöhung alarmiert. Beitragssteige­
rungen für die Rentenversicherungen
waren unnötig, wenn durch eine ak­
tive Lohn- und Gehaltspolitik infolge
der dadurch bewirkten Kaufkraftstei­
gerung die Vollbeschäftigung und eine
Steigerung der Beitragseinnahmen bei
gleichem Beitragssatz erreicht wird.
Die Erhöhung des Beitragssatzes ist
weiter zu vermeiden, wenn die For­
derung der Gewerkschaften verwirk­
licht wird, die Bundeszuschüsse zu den
Ausgaben der Rentenversicherung
wieder auf ein Drittel der Gesamtaus­
gaben zu erhöhen. In diesem Fall
kann sogar die mit dem Finanzände­
rungsgesetz erfolgte Erhöhung der
Beitragssätze rückgängig gemacht wer­
den. A. B.

Prof. Dr. Lutz Maier, Ost-Berlin, un­
tersuchte die Wirtschafts- und Gesell­
schaftsentwicklung in beiden deut­
schen Staaten. In bezug auf die Bun­
desrepublik stellte er fest, daß das
propagandistische Modell der „freien
und sozialen Marktwirtschaft" ange­
schlagen sei und sich „auf dem abstei­
genden Ast" befinde. Diese Feststel­
lung sei deshalb wichtig, „weil die
soziale Marktwirtschaft vom west­
deutschen Imperialismus in den Nach-
kriegsjahren als das entscheidende
Alternativmodell zur DDR, zum Sozia­
lismus überhaupt aufgebaut wurde".
Gleichzeitig entfalteten sich in der
DDR die Gesetzmäßigkeiten des Sozia­
lismus, und die „bremsenden Faktoren"
würden immer weiter zurückgedrängt.

Prof. Andre Gisselbrecht, Paris, gab
eine detaillierte Analyse der Ursachen
für die Streiks und Demonstrationen
in Frankreich. Nichts sei dem Mono­
polkapital ärgerlicher als zu sehen,
sagte Gisselbrecht, wie diszipliniert
die Kämpfe geführt würden und „daß
die Arbeiter die Werkzeuge (in den
Fabriken) in der Hand behalten und
damit beweisen, daß sie morgen die
Leitung der Produktion übernehmen
können, wenn sie es wollen". Die Be­
wegung in Frankreich könne „ein kon­
kretes Beispiel für den friedlichen
Weg zum Sozialismus geben“.

Die Referate und Diskussionsbeiträge
sollen, das ist die Absicht der Ver­
anstalter, als Protokoll gedruckt wer­
den, das etwa im August vorliegen
wird. Sb.

„Klassen und Klassenkampf heute“
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■ 23.—27. Juni
9. ordentlicher Gewerkschaftskon­
greß der IG Bergbau und Energie
in Dortmund. Antragsschluß am
17. März.

■ 30. Juni—6. Juli
6. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft Öffentliche Dienste,
Transport und Verkehr in München.

■ 22.—24. August
6. Bundesfrauenkonferenz des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes in Kiel.

■ 2.—7. September
9. ordentlicher Gewerkschaftstag der
IG Metall in München.

■ 16.—20. September
7. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft Handel, Banken, Ver­
sicherungen in Bremen.

■ 16.—21. September
10. ordentlicher Gewerkschaftstag
der Gewerkschaft Textiil-Bekleidung
in West-Berlin.

■ 30. September — 4. Oktober
9. ordentlicher Kongreß der Deut­
schen Postgewerkschaft in Koblenz.

■ 7.—11. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft der Eisenbahner
Deutschlands in Bremen.

■ 13.—17. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft Land- und Forstwirt­
schaft in Erbach/Odw.

■ 20.—26. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag der
IG Druck und Papier in Koblenz.

■ 29.—30. Oktober
6. Bundesangestelltentag des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes in Nürn­
berg.

■ 21.—22. November
7. Deutscher Beamtentag des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes
in Braunschweig.

■ 22.—23. November
7. Bundesjugendkonferenz des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes
in Braunschweig.

Zu guter Letzt:

Herbert Wehner hat nun die Ursache
für die Wahlniederlagen der SPD ent­
deckt. Es ist nicht die Große Koalition,
die das Vertrauen der Wähler zur
SPD schwinden läßt, sondern: „Das
deutsche Volk ist kränklich in der
Seele." So Wehner auf einer Veran­
staltung des Vereins der Auslands­
presse.
Wenn hier einer „kränkelt", dann
scheint's eher die SPD zu sein — und
jhre Krankheit heißt Wehner!

Um den Anteil am Sozialprodukt

Der Anteil der Arbeitnehmer am Sozialprodukt spielt bei den Lohnverhand­
lungen eine wichtige Rolle. Das bedenkliche ist jedoch, daß die vom Statistischen
Bundesamt vorgelegten Berechnungen nach einer Methode erfolgen, die von
falsch gesetzten Beziehungen ausgehen und darum zu falschen Schlüssen führen.
Das trifft auch wieder auf die Feststellungen des Statistischen Bundesamtes über
die Entstehung, Verteilung und Verwendung des Sozialproduktes für 1967 zu.

Hier heißt es u. a., daß die Arbeitneh­
mer insgesamt im Jahre 1967 eine
„Lohnquote" von rund 67 Prozent er­
zielten, und das sei weit mehr als in
den Jahren bis 1966. Gemeint ist hier­
bei der Anteil der Bruttolöhne und
-gehälter am sogenannten Volksein­
kommen.

Aber die Bruttolöhne und -gehälter
sind nicht der Anteil der Arbeitneh­
mer am Sozialprodukt, also an der
Gesamtheit der in der Volkswirtschaft
in einem Jahr erarbeiteten Güter und
geleisteten Dienste. Von diesem
Bruttoeinkommen sind die Lohnsteuer
und Sozialbeiträge zu zahlen, und
darum steht den Arbeitnehmern als
kaufkräftige Nachfrage auf dem Markt
nur das Nettoeinkommen zur Verfü­
gung; diese Nettolöhne und -gehälter
machten 1967 mit 117,4 Milliarden DM
von der Gesamtheit des Sozialproduk­
tes in Höhe von 483,6 Milliarden DM
nur einen Anteil von 36,7 Prozent aus.
Das war weniger als in den Jahren
1966 mit 37,0 oder 1965 mit 37,5 Pro­
zent und lag nur geringfügig über den
36,5 Prozent des Jahres 1964.

In der Berechnung des Statistischen
Bundesamtes wird weiter ein rück­
läufiger Anteil der Unternehmer am
Sozialprodukt festgestellt. Tatsächlich
sind die Nettoeinkommen der priva­
ten Unternehmen aus Unternehmer­
tätigkeit und Vermögen mit 79,7 Mil­
liarden DM um rund 2,7 Milliarden
DM unter dem Ergebnis des Vorjahres
geblieben. Doch die sogenannten emp­
fangenen Vermögensübertragungen
(Subventionen usw.) waren mit 14,2
Milliarden DM um 1,4 Milliarden DM
höher als 1966, und die Abschreibun­
gen erreichten mit 52,7 Milliarden DM
einen um 2,7 Milliarden DM höheren
Stand als im Jahr zuvor. Damit hat
aber die Kaufkraft die Unternehmer
um 1,4 Milliarden DM höher gelegen
als im Jahr 1966. Seit 1964 ist die
Summe des Anteils der Unternehmen
am Sozialprodukt von 125,4 Milliarden
DM über 138,2 Milliarden DM 1965
und 145,2 Milliarden DM 1966 auf
146,6 Milliarden DM im Jahre 1967 an­
gestiegen. Legt man diese Summe als
„Anteil am Sozialprodukt" zugrunde,
so ergibt sich daraus folgendes Bild:

1964 = 30,0 Prozent
1965 = 30,5 Prozent
1966 = 30,0 Prozent
1967 — 30,3 Prozent

Ein wesentlicher Unterschied zwischen
den 30,3 Prozent Anteil der privaten
Unternehmer und der 36,7 Prozent der
unselbständig Beschäftigten liegt aber
darin, daß sich die 36,7 Prozent auf

21 Millionen Arbeitnehmer, die 30,3
Prozent auf nur 2,2 Millionen Selb­
ständige und 3 Millionen mithelfende
Familienangehörige beziehen.

Beachtenswert ist außerdem noch, daß
nach den Feststellungen des Statisti­
schen Bundesamtes das Produktions­
ergebnis der Wirtschaft in der zwei­
ten Hälfte 1967 um 2 Prozent gegen­
über dem Vorjahr gestiegen, aber die
Zahl der Erwerbstätigen um 3 und die
Zahl der geleisteten Arbeitsstunden
um 2 Prozent gesunken ist. Daraus
ergibt sich ein Produktivitälsfortschritt
in der zweiten Hälfte des Jahres 1967
um 9 Prozent. Eine Tatsache, die zwei­
fellos in den anstehenden Lohnver­
handlungen ihre entsprechende Be­
rücksichtigung finden muß. -ger

IG Chemie-Delegation bereiste
die UdSSR

Eine Abordnung des Hauptvorstandes
der IG Chemie-Papier-Keramik der
Bundesrepublik besuchte in der Zeit
vom 27. Mai bis 5. Juni 1968 auf Ein­
ladung der dortigen Ol- und Chemie­
arbeitergewerkschaft die Sowjetunion.
Der Delegation gehörten an: die ge­
schäftsführenden Hauptvorstandsmit­
glieder Karl Küpper, Kar.l Hauenschild
und Rose Marquart, der IG Chemie-
Bezirksleiter von Nordrhein, Rudi
Kirberg, der Belriebsratsvorsitzende
der BASF, Jacob Müller, und der Be­
triebsrat Herbert Heckmann von der
Glanzstoff AG. Die Gewerkschaftsfunk­
tionäre besuchten sowjetische Betriebe,
Öffentliche Institutionen und Sozialein­
richtungen.

Vor ihrer Abreise in die UdSSR gab
der sowjetische Botschafter in der Bun­
desrepublik, Semjon K. Zarapkin, für
die Delegationsmitglieder und den ge­
samten geschäftsführenden Hauptvor­
stand der IG Chemie-Papier-Keramik
einen Empfang.
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